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Bekanntmachung
der Neufassung des Gesetzes über die Errich
tung eines Landesamtes für Verfassungsschutz

Vom 8. August 1974

Auf G rund des § 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Ände
rung  des Gesetzes üb er die E rrichtung eines Landes
am tes fü r  V erfassungsschutz vom 24. Ju li 1974 (GVB1 
S. 348) w ird  nachstehend der W ortlaut des Gesetzes 
über die E rrich tung  eines L andesam tes fü r Verfas
sungsschutz in d er vom  1. A ugust 1974 an geltenden 
Fassung bekanntgem acht.

Die N eufassung erg ib t sich aus den Änderungen 
des Gesetzes durch
a) das Gesetz zu r B ereinigung des Landesrechts und 

zur A npassung von S tra f-  und  Bußgeldvorschrif
ten an das B undesrecht vom 31. Ju li 1970 (GVB1 
S. 345) und

b) das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Errichtung eines Landesam tes fü r Verfassungs
schutz vom 24. Ju li 1974 (GVB1 S. 348).

München, den 8. August 1974
Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. M e r k ,  Staatsm inister

Gesetz
über die Errichtung eines Landesamtes für 

Verfassungsschutz in der Fassung der 
Bekanntmachung 
vom 8. August 1974 

A rt. 1
Zuständigkeit

(1) In Bayern w ird ein Landesam t fü r Verfas
sungsschutz errichtet. Es ist eine dem Staatsm iniste-
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rium  des Innern  un m itte lb ar nachgeordnete Behörde 
und ist ausschließlich fü r  die W ahrnehm ung der Auf
gaben nach A rt. 2 zuständig. Nach Bedarf können 
Außenstellen des Landesam tes fü r Verfassungs
schutz eingerichtet w erden.

(2) Das L andesam t fü r  Verfassungsschutz darf 
einer polizeilichen D ienststelle nicht angegliedert 
werden.

(3) V erfassungsschutzbehörden anderer Länder 
dürfen  im G eltungsbereich dieses Gesetzes nu r im 
Einvernehm en m it dem  L andesam t fü r Verfassungs
schutz tätig w erden.

A rt. 2 
A ufgaben

(1) Aufgabe des L andesam tes fü r Verfassungsschutz 
is t die Sammlung und  A usw ertung von Auskünften, 
Nachrichten und  sonstigen U nterlagen über
1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demo

kratische G rundordnung, den Bestand und die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet 
sind oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der 
A m tsführung von M itgliedern verfassungsm äßi
ger Organe des Bundes oder eines Landes zum 
Ziele haben;

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tä
tigkeiten im G eltungsbereich des Gesetzes über die 
Zusam m enarbeit des Bundes und der Länder in 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes fü r eine 
frem de Macht;

3. Bestrebungen im  G eltungsbereich des Gesetzes 
über die Z usam m enarbeit des Bundes und der 
Länder in A ngelegenheiten des Verfassungsschut
zes, die durch A nw endung von Gewalt oder darauf 
gerichtete V orbereitungshandlungen auswärtige 
Belange der B undesrepublik  Deutschland ge
fährden.
(2) Das L andesam t fü r  Verfassungsschutz w irkt m it

1. bei der Ü berprüfung  von Personen, denen im 
öffentlichen In teresse geheim haltungsbedürftige 
Tatsachen, G egenstände oder Erkenntnisse anver
trau t werden, die Zugang dazu erhalten sollen 
oder ihn sich verschaffen können;

2. bei der Ü berprüfung von Personen, die an sicher
heitsem pfindlichen S tellen  von lebens- oder ver
teidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt sind 
oder beschäftigt w erden  sollen;

3. bei technischen Sicherheitsm aßnahm en zum Schutz 
von im öffentlichen In teresse geheim haltungs
bedürftigen Tatsachen, Gegenständen oder E r
kenntnissen gegen die K enntnisnahm e durch 
Unbefugte;

4. bei der Ü berprüfung  von Personen, die sich um 
Einstellung in  den öffentlichen Dienst bewerben.
(3) Das Landesam t fü r  Verfassungsschutz u n te r

richtet die V erfassungsschutzbehörden des Bundes 
und der L änder üb er alle Angelegenheiten des V er
fassungsschutzes, von denen es Kenntnis erhält und 
die für den B und oder das betreffende Land von 
W ichtigkeit sind.

A rt. 3 
Befugnisse

Polizeiliche Befugnisse oder ein Weisungsrecht 
gegenüber Polizeidienststellen stehen dem Landes
am t fü r Verfassungsschutz n icht zu. Zur W ahrneh
m ung seiner A ufgaben nach A rt. 2 Abs. 1 und 2 ist 
das Landesam t fü r  Verfassungsschutz befugt, nach
richtendienstliche M ittel anzuwenden.

A rt. 4
A m tshilfe und  A uskunftserteilung

(1) Die Behörden und  Einrichtungen des Staates, 
die Gemeinden, die G em eindeverbände, die sonstigen 
der Aufsicht des S taa tes unterstehenden juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts, die Gerichte und

das Landesam t fü r Verfassungsschutz leisten e in 
ander Rechts- und Amtshilfe.

(2) Das Landesam t fü r  Verfassungsschutz kann  
über alle Angelegenheiten, deren  A ufklärung zur 
W ahrnehm ung seiner Aufgaben erforderlich ist, von 
den in  Absatz 1 genannten Stellen A uskünfte und 
die Ü berm ittlung von U nterlagen verlangen, soweit 
nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.

(3) D arüber hinaus haben die in Absatz I genann
ten Stellen dem Landesam t fü r Verfassungsschutz 
alle Tatsachen und U nterlagen über Bestrebungen 
und Tätigkeiten im Sinne des A rt. 2 Abs. 1 u n au f
gefordert zu überm itteln.

Art. 5
Durchführungsbestim m ungen 

Die zur D urchführung dieses Gesetzes erfo rder
lichen Bestim mungen erläß t das S taatsm inisterium  
des Innern.

A rt. 6
In k ra fttre ten

Das Gesetz ist dringlich. Es tr i t t  am 1. Novem
ber 1950 in K raft. *)

*) D iese V orschrift b e tr if f t  das In k ra f t tre te n  d es G esetzes 
in  d e r  u rsp rü n g lich en  F assung  vom  22. N ovem ber 1950 
(BayBS I  S. 434). D er Z e itp u n k t des In k ra f t tre te n s  d e r  
sp ä te re n  Ä n d erungen  e rg ib t sich aus den jew eilig en  Ä n 
derungsgesetzen .

Bekanntmachung
der Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes

Vom 13. A ugust 1974
Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes zur Ä nde

rung des Finanzausgleichsgesetzes vom 26. M ärz 1974 
(GVB1 S. 123) w ird nachstehend der W ortlaut des 
Finanzausgleichsgesetzes in der Fassung der B e
kanntm achung vom 14. August 1973 (GVB1 S. 497), 
geändert durch Gesetz vom 26. März 1974, in der am 
1. Ja n u a r 1974 geltenden Fassung bekanntgem acht.
München, den 13. August 1974

Bayerisches Staatsm inisterium  der Finanzen  
I. V. Dr. H i l l e r m e i e r ,  S taa tssekre tär

Gesetz
über den Finanzausgleich zwischen Staat, 

Gemeinden und Gemeindeverbänden 
(Finanzausgleichsgesetz — FAG) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 13. August 1974

Art. 1
(1) Der S taat gew ährt den Gemeinden und L and

kreisen im Rahmen der verbundenen S teuerw irt
schaft in  jedem  Rechnungsjahr (Finanzausgleichs
jahr) ein Neuntel (Anteilmasse) des Ist-A ufkom m ens 
der Landesanteile der Einkom m en- und K örper
schaftsteuer, der Um satzsteuer und der G ew erbe
steuerum lage sowie der Einnahm en aus dem  L änder
finanzausgleich (Verbundmasse), die ihm  im  Zeit
raum  vom 1. O ktober des vorvorhergehenden bis 
zum 30. Septem ber des vorhergehenden Jah res  zu
geflossen sind.

(2) Der Anteilmasse sind die Schlüsselmasse, die 
M ittel fü r Leistungen nach Art. 3 a und 3 b, die M ittel 
fü r den Sonderfonds zum Ausgleich von besonderen 
H ärten  aus Anlaß der G em eindefinanzreform  und 
der V erstärkungsbetrag fü r Beihilfen nach A rt. 10 
(Verbundleistungen) zu entnehm en. F ür die Höhe 
der einzelnen V erbundleistungen ist die W illigung 
im  S taatshaushaltsp lan  maßgebend, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestim m t. Soweit die fü r  Art. 
3 a und 3 b jährlich zusätzlich benötigten M ittel ge-
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ringer sind als der halbe jährliche Zuwachs der 
Anteilm asse, ist der Unterschiedsbetrag einem Fonds 
zuzuführen. Dieser Fonds d ient der V erstärkung der 
fü r Leistungen nach Art. 3 a und 3 b benötigten M it
tel, soweit der M ehrbedarf in einem Rechnungsjahr 
den halben Zuwachs der Anteilmasse übersteigt.

(3) Die Schlüsselmasse w ird über die Schlüsselzu
weisungen dergestalt an die Gemeinden und Land
kreise verte ilt, daß die Gemeinden 64 v. H. und die 
Landkreise 36 v. H. der Schlüsselmasse erhalten. 
Die Schlüsselzuweisungen w erden nach einem 
Schlüssel berechnet, der fü r jedes Rechnungsjahr 
aufgestellt w ird; sie w erden in vierteljährlichen 
Teilbeträgen verteilt.

Art. 2
(1) Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung 

jeder Gemeinde w ird von der durchschnittlichen 
A usgabebelastung und der eigenen S teuerkraft aus
gegangen. Dabei ist der M ehrbelastung Rechnung zu 
tragen, die durch die Lage in den leistungsschwäche
ren  G renzbezirken des Landes und den Bevölke
rungszuwachs verursacht wird.

(2) Die Schlüsselzuweisung w ird in der Weise ge
funden, daß von einer in Deutscher M ark ausgedrück
ten Meßzahl, in der die in Absatz 1 genannten Tat
sachen berücksichtigt w erden (Ausgangsmeßzahl), 
eine andere Meßzahl abgezogen wird, die der eige
nen S teuerk raft der Gemeinde Ausdruck gibt 
(Steuerkraftm eßzahl). Ist die Ausgangsmeßzahl 
größer als die Steuerkraftm eßzahl, so e rhä lt die 
Gemeinde die H älfte des Unterschiedsbetrages als 
Schlüsselzuweisung.

(3) Die Ausgangsmeßzahl w ird nach einem einheit
lichen G rundbetrag berechnet. Der G rundbetrag 
w ird  fü r jedes Rechnungsjahr so festgesetzt, daß der 
als Gemeindeschlüsselmasse (Art. 1) zur Verfügung 
stehende B etrag aufgebraucht wird.

Art. 3
(1) Die Ausgangsmeßzahl w ird gefunden, indem 

die folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl 
zusam m engerechnet und m it dem nach Art. 2 Abs. 3 
festgesetzten G rundbetrag vervielfältigt w erden; 
hierbei w erden fü r die E rm ittlung der Ausgangs
meßzahl und  des H auptansatzes nach Num m er 1, 
jedoch nicht der fü r die Ansätze nach Num m ern 2 
und 3 m aßgebenden Einwohnerzahl, diejenigen P er
sonen m it w eiterem  W ohnsitz in der Gemeinde, die 
in  einer anderen Gemeinde zur W ohnbevölkerung 
gehören, der E inwohnerzahl der Gemeinde zuge
rechnet:
1. Ein H auptansatz nach der Gemeindegröße

Der H auptansatz beträg t fü r eine Gemeinde m it 
nicht m ehr als

3 000 Einwohnern 100 v. H. der Einwohnerzahl, 
m it 10 000 Einwohnern 110 v. H. der Einwohnerzahl, 
m it 25 000 Einwohnern 125 v. H. der Einwohnerzahl, 
m it 50 000 Einwohnern 135 v. H. der Einwohnerzahl, 
m it 100 000 Einwohnern 140 v. H. der Einwohnerzahl, 
m it 250 000 Einwohnern 145 v. H. der Einwohnerzahl, 
m it 500 000 Einwohnern 150 v. H. der Einwohnerzahl; 
bei Gemeinden m it m ehr als 500 000 Einwohnern 
beträg t der H auptansatz 150 v. H. zuzüglich 1 v. H. 
fü r je  w eitere 100 000 Einwohner.
F ü r Gem einden m it dazwischenliegenden Einwoh
nerzahlen gelten die entsprechenden dazwischen
liegenden Beträge.

2. Ein G renzlandansatz
Den Gemeinden, die ganz oder m it einem Teil ihres 
Gemeindegebietes nicht w eiter als 60 km  -von der 
Grenze der Bundesrepublik zur Deutschen Demo
kratischen Republik und der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik en tfern t sind und deren 
S teuerkraftm eßzahl je  E inw ohner un ter 110 v. H. 
des Durchschnitts der S teuerkraftm eßzahl liegt, 
w ird ein Ergänzungsansatz gewährt. Dieser beträgt

bis zu einer S teuerkraftm eßzahl von 100 v. H. des 
Landesdurchschnitts 10 v. H. des H auptansatzes. 
Liegt die S teuerkraftm eßzahl zwischen 100 und 
110 v. H. des Landesdurchschnitts, erm äßigt sich 
der Zuschlag um die Zahl, um  die der Prozentsatz 
der eigenen S teuerk raft den Landesdurchschnitt 
übersteigt.
F ür Gemeinden, die ganz oder m it einem  Teil ihres 
Gemeindegebietes nicht w eiter als 40 km von der 
Grenze der B undesrepublik  zu r Deutschen Demo
kratischen Republik und  der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik en tfe rn t sind, erhöht sich 
der Grenzlandansatz nach Satz 2 und 3 um  die 
Hälfte.
Der Landesdurchschnitt der S teu erk raft w ird  je 
weils fü r die kreisangehörigen Gem einden und die 
kreisfreien Gemeinden gesondert erm ittelt; bei der 
Berechnung des G renzlandansatzes für Große 
K reisstädte ist vom L andesdurchschnitt der k re is
freien Gemeinden auszugehen.

3. Ein Ansatz fü r den Bevölkerungszuw achs 
Dem Bevölkerungszuwachs w ird  in  der W eise 
Rechnung getragen, daß d er H auptansatz um  ein 
D rittel des H undertsatzes des Bevölkerungszu
wachses der jeweils le tzten  10 Ja h re  bis zum 
31. Dezember des dem  Finanzausgleichsjahr vo r
vorhergehenden Jahres, höchstens jedoch um  ein 
D rittel des H auptansatzes erhöh t w ird.
(2) Gemeinden, deren S teuerkraftm eßzahl je  E in

w ohner un ter 65 v. H. des m it dem  H undertsatz ihres 
H auptansatzes angesetzten Landesdurchschnitts 
bleibt, erhalten zur stä rk e ren  A uffüllung ih re r 
unterdurchschnittlichen S teu e rk ra ft 40 v. H. des 
Unterschieds als Sonderschlüsselzuweisung.

(3) Bei Gemeinden, die im Zuge der L andkreis
reform  den Kreissitz verlo ren  haben, w erden der 
Berechnung der Schlüsselzuweisungen bis einschließ
lich des Jahres 1978 m indestens die E inw ohnerzahlen 
zugrunde gelegt, die fü r  die Berechnung der Schlüs
selzuweisungen für das J a h r  1972 m aßgebend w aren.

A rt. 3 a
(1) Der Zusammenschluß zw eier oder m ehrerer 

Gemeinden sowie die E ingliederung einer Gemeinde 
in eine oder m ehrere andere G em einden (Zusam
m enlegung von Gemeinden) gern. A rt. 11 Abs. 2 Nr. 1 
Gemeindeordnung w ird nach M aßgabe dieses Ge
setzes gefördert, wenn die Zusam m enlegung in  der 
Zeit vom 2. April 1971 bis einschließlich 1. Mai 1978 
in K raft tr itt; in den Fällen, in  denen die Z usam 
m enlegung nach dem 1. J a n u a r  1974 in K raft tr itt , 
ist fü r die Förderung w eiterh in  Voraussetzung, daß 
die fü r die Zusam m enlegung erforderlichen B e
schlüsse bis einschließlich 1. J a n u a r  1976 gefaßt sind 
und die schriftliche E inverständniserk lärung  der 
Gemeinden bis 1. März 1976 vorliegt. § 3 Abs. 4 Satz 3 
des Gesetzes zur Ä nderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen S taat, Gemeinden und  
Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz — FAG) 
und des Gesetzes über B eihilfen des Bayerischen 
Staates fü r den kom m unalen Schulhausbau vom 
27. Ju li 1971 (GVB1 S. 254) in  der jew eils geltenden 
Fassung bleibt unberührt.

(2) Gemeindezusammenlegungen w erden n u r ge
fördert, wenn die aus der Zusam m enlegung hervo r
gehende Gemeinde nicht m ehr als 50 000 Einw ohner 
hat; bei der Förderung w erden  auf genommene 
Gemeinden n u r berücksichtigt, w enn ihre jeweilige 
Einwohnerzahl im Z eitpunkt d e r Zusam m enlegung 
5000 nicht übersteigt.

(3) Als aufnehm ende G em einde gilt die Gemeinde 
oder der Gemeindeteil, die oder der im Zeitpunkt der 
Zusammenlegung die höchste E inw ohnerzahl au f
weist; die anderen Gem einden oder Gemeindeteile 
gelten als aufgenommene Gem einden.

(4) Die aus der Zusam m enlegung hervorgegangene 
Gemeinde erhält neben der Schlüsselzuweisung nach
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A rt. 2 und  3 fü r  jede au f genom mene Gemeinde nach 
einem  A usgangsbetrag  bem essene zusätzliche Schlüs
selzuw eisungen. D er A usgangsbetrag beträg t bei 
Zusam m enlegungen, die von den Gem einderäten der 
beteilig ten  G em einden bis einschließlich 1. J a 
n u a r 1972 beschlossen w orden sind und die bis ein
schließlich 1. Mai 1978 in  K ra ft treten, 70 v. H., in 
den übrigen  F ällen  50 v. H. der Schlüsselzuweisun
gen, die die aufgenom m ene Gemeinde im Durch
schnitt d e r le tzten  3 Ja h re  vor der Zusammenlegung 
nach A rt. 2 und  3 e rh a lten  hat. Der Ausgangsbetrag 
w ird  im  1. J a h r  voll, im  2. J a h r  m it 90 v. H., im  3. Jah r 
m it 80 v. H., im  4. J a h r  m it 60 v. H., im 5. Ja h r  m it 
40 v. H. und  im  6. J a h r  m it 20 v. H. gew ährt (zusätz
liche Schlüsselzuweisungen). Die Summe der Beträge, 
welche die aus d e r Zusam m enlegung hervorgegan
gene G em einde aus den Schlüsselzuweisungen nach 
A rt. 2 und  3 und  den zusätzlichen Schlüsselzuweisun
gen erhä lt, w ird  au f die D auer von 4 Jah ren  auf den 
B etrag  aufgefüllt, d e r den beteiligten Gemeinden im 
D urchschnitt d e r le tzten  3 Ja h re  vor der Zusam men
legung an  Schlüsselzuweisungen zugeflossen ist 
(B esitzstandsgarantie).

(5) F ü r  die B erechnung d er Um lagegrundlagen 
(Art. 18 Abs. 3, A rt. 21 Abs. 3) bleiben die Leistungen 
nach A bsatz 4 außer A nsatz.

(6) Bei Zusam m enlegungen, die nach dem 1. April 
1971 in  K ra ft tre ten , e rh ä lt die aus der Zusam men
legung hervorgegangene Gemeinde je  Einwohner 
d er aufgenom m enen G em einde einen Forderungs
betrag  von 80 DM, d er in  v ier gleichen Jahresra ten  
gew ährt w ird. Die A bsätze 2 und  3 gelten entspre
chend.

(7) Is t eine aus einer nach dem 1. April 1971 in 
K ra ft getre tene G em eindezusam m enlegung hervor
gegangene G em einde an  einer w eiteren Gemeinde
zusam m enlegung beteiligt, so w erden die neuen Lei
stungen nach den A bsätzen 4 und 6 so erm ittelt, als 
ob die G em eindezusam m enlegungen ausschließlich 
im Z eitpunkt der w eiteren  Zusam menlegung erfolgt 
w ären ; falls h ie rdurch  die Gesam tbeträge der gleich
artigen  Leistungen gem indert w ürden, die sich auf 
G rund der vorhergehenden  Zusammenlegung e r
geben, verb le ib t es bei den G esam tbeträgen dieser 
Leistungen. A uf die sich hiernach gemäß den A bsät
zen 4 und  6 ergebenden jährlichen Leistungen w er
den die jew eils in  den frü h e ren  Jah ren  erbrachten 
gleichartigen Leistungen angerechnet. Dabei w ird 
fü r  die E rm ittlung  der jährlich  anzurechnenden 
L eistungen un te rste llt, daß die frühere Zusam men
legung gleichzeitig m it d e r w eiteren Zusam m en
legung in  K ra ft getre ten  ist. E ine Anrechnung u n te r
b leib t insoweit, als die jäh rlich  anzurechnenden Be
träge größer sind  als die au f G rund der weiteren 
Zusam m enlegung zu erbringenden  Leistungen.

(8) Die S taa tsm in iste rien  der Finanzen und des 
Inn ern  w erden  erm ächtigt, durch Rechtsverordnung 
die fü r  die E rm ittlung , A uszahlung und Anrechnung 
d er nach diesem  A rtikel zu erbringenden Leistungen 
erforderlichen D urchführungsbestim m ungen zu e r
lassen.

A rt. 3 b
(1) V erw altungsgem einschaften nach Art. 3 des 

E rsten  Gesetzes zu r S tärkung  der kommunalen 
S elbstverw altung  vom 27. Ju li 1971 (GVB1 S. 247) 
w erden  nach M aßgabe dieses Gesetzes gefördert, 
w enn die B ildung oder E rw eiterung der V erw al
tungsgem einschaft bis einschließlich 1. Mai 1978 in 
K ra ft t r i t t ;  in  den Fällen, in  denen die Bildung oder 
E rw eiterung  der V erw altungsgem einschaft nach dem 
1. Ja n u a r  1974 in  K ra ft tr itt ,  ist fü r die Förderung 
w eiterh in  V oraussetzung, daß die fü r die Bildung 
oder E rw eite rung  der V erw altungsgem einschaft e r
forderlichen Beschlüsse bis einschließlich 1. Januar 
1976 gefaß t sind und  der A ntrag  bis einschließlich 
1. M ärz 1976 vorliegt.

(2) Die V erwaltungsgem einschaft e rh ä lt fü r  jeden 
E inw ohner einen Forderungsbetrag. Die F orderungs
beträge je  E inw ohner sind so zu bemessen, daß sie 
die Forderungsbeträge nicht überschreiten, die im 
Falle einer Zusam m enlegung der an einer V er
w altungsgem einschaft beteiligten Gem einden nach 
A rt. 3 a Abs. 6 gew ährt w ürden. M aßgebend fü r  die 
Berechnung der Forderungsbeträge ist die Zahl der 
E inw ohner der beteiligten Gem einden im  Z eitpunkt 
des Ink rafttre tens der R echtsverordnung nach A rt. 5 
des E rsten  Gesetzes zur S tärkung  der kom m unalen 
Selbstverw altung. Die Forderungsbeträge w erden in 
v ier gleichen Jah resra ten  gew ährt. Bei der A nrech
nung der einer V erwaltungsgem einschaft gew ährten  
Forderungsbeträge im  Sinne der nachfolgenden Ab
sätze gelten die Forderungsbeträge als ausschließlich 
denjenigen Gemeinden gew ährt, die bei einer Zusam 
m enlegung als aufgenom m ene Gemeinden (A rt 3 a 
Abs. 3) anzusehen wären.

(3) W erden einer V erw altungsgem einschaft nach
träglich eine oder m ehrere Gem einden auf A ntrag  
eingegliedert (Art. 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur 
S tärkung  der kom m unalen Selbstverwaltung), so 
findet fü r die E rm ittlung der neuen Forderungs
beträge nach Absatz 2 und  fü r die A nrechnung der 
b isher an die Verwaltungsgem einschaft gew ährten  
Forderungsbeträge A rt. 3 a Abs. 7 sinngem äße An
wendung.

(4) W ird eine Gemeinde aus der V erw altungs
gem einschaft entlassen (Art. 11 des Ersten Gesetzes 
zur S tärkung der kom m unalen Selbstverwaltung), so 
w erden die neuen Forderungsbeträge so erm ittelt, 
als ob die Bildung der V erw altungsgem einschaft im 
Z eitpunkt der Entlassung erfolgt w äre; die F ris t des 
Absatzes 1 findet insoweit keine Anwendung. Auf 
die sich hiernach ergebenden Forderungsbeträge 
w erden die bereits gew ährten Forderungsbeträge 
angerechnet; Art. 3 a Abs. 7 gilt sinngemäß.

(5) Beteiligt sich eine Gemeinde, fü r  die Forde
rungsbeträge nach diesem A rtikel gew ährt w orden 
sind, an einer Zusam menlegung von Gem einden 
oder w ird eine solche Gemeinde Mitgliedsgemeinde 
einer anderen Verwaltungsgemeinschaft, so sind die 
fü r diese Gemeinde gew ährten Forderungsbeträge 
(Absatz 2 Satz 5) auf die nach Art. 3 a Abs. 6 oder 
nach Absatz 2 dieses A rtikels zu gew ährenden F or
derungsbeträge anzurechnen. Art. 3 a Abs. 7 Satz 4 
gilt sinngemäß.

(6) W ird eine Gemeinde, die aus einer gemäß 
A rt. 3 a Abs. 6 geförderten Zusam menlegung en tstan 
den ist, Mitgliedsgemeinde einer V erw altungs
gemeinschaft, so w erden die ih r nach Art. 3 a Abs. 6 
fü r aufgenommene Gem einden gew ährten Forde
rungsbeträge auf die ih r nach Absatz 2 Satz 5 zu
rechenbaren Forderungsbeträge, insoweit diese auf 
die E inw ohner der bei der Zusam menlegung auf
genommenen Gemeinden entfallen, angerechnet. 
Art. 3 a Abs. 7 Satz 4 gilt sinngemäß.

(7) Die S taatsm inisterien der F inanzen und  des 
Innern  w erden erm ächtigt, durch Rechtsverordnung 
die fü r die Erm ittlung, Auszahlung und Anrechnung 
der Forderungsbeträge erforderlichen D urchfüh
rungsbestim m ungen zu erlassen.

A rt. 4
(1) Als S teuerkraftm eßzahl (Art. 2 Abs. 2) g ilt die 

Summe der S teuerkraftzahlen.
(2) Als S teuerkraftzahlen  w erden angesetzt:

a) bei der G rundsteuer von den land- und fo rstw irt
schaftlichen Betrieben (G rundsteuer A) die Meß
beträge m it 140 v. H.;

b) bei der G rundsteuer von den G rundstücken 
(G rundsteuer B)
die ersten 20 000 DM 
der M eßbeträge m it 140 v. H., 
die w eiteren 100 000 DM 
der M eßbeträge m it 170 v. H.,
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die w eiteren  1000 000 DM 
der M eßbeträge m it 210 v. H., 
die w eiteren  2 000 000 DM 
der M eßbeträge m it 220 v. H., 
die w eiteren M eßbeträge in  DM 
m it 230 v. H .;

c) bei d e r G ew erbesteuer 60 v. H. der G rundbeträge 
nach dem  G ew erbeertrag und G ew erbekapital m it 
240 v .H ;

d) bei dem  Gem eindeanteil an der Einkomm ensteuer, 
soweit die Beteiligt ngsbeträge je  E inw ohner un 
te r  50 v. H. des Landesdurchschnitts liegen, 
50 v. H., im übrigen 100 v. H.
(3) Die G rundbeträge w erden in der Weise erm it

telt, daß das Ist-Aufkom m en einer Gemeinde durch 
den fü r  das jeweilige E rhebungsjahr festgesetzten 
H ebesatz geteilt wird. Im übrigen treffen die S taa ts
m in isterien  der Finanzen und  des Innern  die nähe
ren  Bestim m ungen über die E rm ittlung der m aß
geblichen M eßbeträge und G rundbeträge bei den 
R ealsteuern  und der maßgeblichen Beteiligungs
beträge des Gem eindeanteils an der Einkomm en
steuer.

Art. 5
(1) Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung 

jedes Landkreises w ird eine Ausgangsmeßzahl einer 
U m lagekraftm eßzahl gegenübergestellt. Dabei w ird 
der M ehrbelastung des Landkreises Rechnung getra
gen, die sich aus einer hohen Zahl kleiner Gemeinden 
und aus dem Bevölkerungszuwachs ergibt.

(2) Die Ausgangsmeßzahl w ird gefunden, indem 
die folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl 
zusam m engerechnet und m it einem G rundbetrag 
verv ie lfältig t w erden :
1. Ein H auptansatz

Er be träg t fü r eine Gemeinde des Landkreises m it 
1—5 000 Einwohnern 105 v. H. der Einwohnerzahl, 
m it 5 001—10000 E inw ohnern 100 v. H. der E in
w ohnerzahl, m it m ehr als 10 000 E inw ohnern 95 
v. H. der Einwohnerzahl.

2. Ein Ansatz fü r den Bevölkerungszuwachs
Dem Bevölkerungszuwachs w ird in  der Weise 
Rechnung getragen, daß der H auptansatz um  ein 
D rittel des H undertsatzes des Bevölkerungszu
wachses der jeweils letzten 10 Ja h re  bis zum 
31. Dezember des dem Finanzausgleichsjahr vor
vorhergehenden Jahres, höchstens jedoch um ein 
D rittel des H auptansatzes erhöht wird.
(3) Die U m lagekraftm eßzahl beträg t 40 v. H. der 

U m lagegrundlagen (Art 18 Abs. 3) zuzüglich 40 v. H. 
der S teuerkraftzahlen  der gemeiridefreien Gebiete.

(4) Je d er Landkreis e rhä lt als Schlüsselzuweisung 
die H älfte des Betrages, um den die U m lagekraft
m eßzahl h in ter der Ausgangsmeßzahl zurückbleibt.

(5) Art. 2 Abs. 3 gilt entsprechend.
(6) Landkreise, deren U m lagekraftm eßzahl je  E in

w ohner u n te r 90 v. H. des Landesdurchschnitts 
bleibt, erhalten  zur stärkeren A uffüllung ih rer 
U m lagekraft die H älfte des Unterschieds als Son
derschlüsselzuweisung.

Art. 6
(1) Der Schlüssel fü r das Rechnungsjahr w ird durch 

das Statistische Landesam t errechnet.
(2) S tellen sich nach der Berechnung der Schlüssel

zuweisungen erhebliche U nrichtigkeiten heraus, so 
w ird der Ausgleich bei der Berechnung des Schlüssels 
fü r das nächste Rechnungsjahr vorgenommen. In F äl
len von schwerwiegender Bedeutung kann die Schlüs
selzuweisung m it Genehmigung der S taatsm inisterien 
des Innern  und der F inanzen m it W irkung fü r das 
laufende Rechnungsjahr berichtigt werden.

Art. 7
(1) Die Gemeinden und die Landkreise erhalten  

Finanzzuweisungen als Ersatz des V erw altungsauf

wands fü r die Aufgaben des jew eils übertragenen  
W irkungskreises, die L andkreise auch als E rsatz des 
V erw altungsaufw andes fü r  die S taatsbehörde L and
ratsam t (Art. 53 Abs. 2 L andkreisordnung).

(2) Als Finanzzuweisungen w erden gew ährt:
a) Den Landkreisen das volle A ufkom m en der vom 

Landrätsam t als S taatsbehörde festgesetzten K o
sten (Gebühren und Auslagen) fü r  das Rechnungs
jahr.

b) Den Landkreisen fe rn er Zuschüsse in  Höhe von 
10,80 DM je E inw ohner und R echnungsjahr. Die 
kreisangehörigen G em einden erh a lten  h iervon je  
E inw ohner A nteilsbeträge, die sich je  nach ih rer 
Größe wie folgt bem essen:
F ür die ersten 
fü r w eitere 
fü r  weitere 
fü r w eitere 
für w eitere

1000 E inw ohner 
1000 E inw ohner 
2000 E inw ohner 
4000 E inw ohner 
8000 E inw ohner

fü r jeden weiteren E inw ohner

4.75 DM
4.95 DM 
5,25 DM
5.75 DM 
6,30 DM
6.95 DM.

Bei Gemeinden, die einer V erw altungsgem ein
schaft nach Art. 3 des E rsten  Gesetzes zur S tä r
kung der kom m unalen Selbstverw altung  ange
hören, ist fü r die Bem essung der A nteilsbeträge 
von der E inw ohnerzahl der V erw altungsgem ein
schaft auszugehen. Die A nteilsbeträge sind vom 
Landkreis u nm ittelbar an die V erw altungsgem ein
schaft abzuführen. Die S taa tsm in iste rien  der F i
nanzen und des Innern  w erden  erm ächtigt, durch 
Rechtsverordnung eine abw eichende Regelung zu 
treffen, soweit dies au f G rund  einer R echtsver
ordnung nach Art. 6 Abs. 1 Satz 2 des E rsten  Ge
setzes zur S tärkung d er kom m unalen S elbstver
w altung vom 27. Ju li 1971 (GVB1 S. 247) geboten 
ist.
Den Landkreisen w ird  ein durchschnittlicher B e
trag  von 5,50 DM je  E inw ohner einer Gem einde 
und Rechnungsjahr g a ran tie rt; falls einem  L and
kreis fü r eine Gemeinde ein geringerer B etrag  
verbleibt, w ird dieser bis zur g a ran tie rten  Höhe 
aufgefüllt.

c) Den kreisfreien Gem einden Zuschüsse je  E in
w ohner und Rechnungsjahr, die sich je  nach ih rer 
Größe wie folgt bem essen:
F ür die ersten 12 500 E inw ohner 10,60 DM
fü r w eitere 12 500 E inw ohner 10,90 DM
für w eitere 25 000 E inw ohner 11,05 DM
für weitere 50 000 E inw ohner 11,20 DM
fü r jeden w eiteren E inw ohner 11,35 DM.

d) Den Gemeinden und L andkreisen  das jeweilige 
örtliche Aufkommen der von ihnen, den Land
kreisen auch das jew eilige örtliche A ufkom m en 
der von den L andratsäm tern  als S taatsbehörden  
erhobenen V erw arnungsgelder.

A rt. 8
(1) Der S taat stellt den G em einden das A ufkom 

men an G runderw erbsteuer zur Verfügung. Die M it
tel fließen den Gemeinden — fü r G rundstücke in 
gem eindefreien Gebieten den L andkreisen  — nach 
Maßgabe des örtlichen A ufkom m ens zu.

(2) Das Recht der k reisfreien  S tädte, G roßen K reis
städte und Landkreise, Zuschläge zur G runderw erb
steuer nach Art. 1 des Gesetzes üb er die E rhebung 
eines Zuschlags zur G runderw erbsteuer vom 28. Ok
tober 1952 (BayBS III S. 437), geändert durch Gesetz 
vom 15. Dezember 1971 (GVB1 S. 450), zu erheben, 
bleibt von Absatz 1 dieser B estim m ung unberüh rt.

(3) Durch Rechtsverordnung d er S taatsm in isterien  
der Finanzen und des Innern  k ann  insbesondere be
stim m t werden, wie eine A ufteilung vorzunehm en 
ist, wenn sich ein (einheitlicher) E rw erbsvorgang auf 
das Gebiet von m ehreren G em einden oder von Ge
m einden und gem eindefreien G ebieten erstreck t und 
bis zu welchem G rundstücksw ert in  solchen Fällen  
eine Aufteilung unterbleibt.
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A rt. 9
(1) Die k reisfreien  Gem einden, die Träger eines 

G esundheitsam tes sind, e rh a lten  jährlich einen Zu
schuß in  H öhe von 5,— DM je  Einwohner.

(2) K reisfre ie  Gem einden, die Träger einer che
m ischen U ntersuchungsanstalt sind, erhalten  jä h r
lich einen Zuschuß von 1,— DM je  Einwohner.

A rt. 10
D er S taa t gew ährt nach M aßgabe der Bewilligung 

im S taa tsh au sh alt zuzüglich der gemäß Art. 1 Abs. 2 
bereitgestellten  V erstärkungsm itte l Gemeinden und 
G em eindeverbänden Zuschüsse und Darlehen zum 
B au von Schulen (einschließlich schulischer Sport
anlagen), an erk an n ten  K indergärten  und sonstigen 
lebensw ichtigen öffentlichen Einrichtungen. Den Be
langen d er R aum ordnung ist hierbei Rechnung zu 
tragen.

A rt. 10 a
D er S taa t gew ährt G em einden und Gemeindever

bänden  Zuschüsse in  Höhe von 80 v. H. der Kosten 
der notw endigen B eförderung der Volks- und Son
derschüler au f dem  Schulweg (Art. 44 Abs. 1 VOSchG, 
Art. 1 Abs. 2 SoSchG). G em einden und Gemeinde
verbänden  m it besonders ungünstigen w irtschaft
lichen V erhältn issen  können die Kosten der notw en
digen B eförderung der Volks- und Sonderschüler bis 
zur vollen Höhe e rs ta tte t w erden. Zu den Kosten 
der notw endigen B eförderung gehören auch die not
w endigen K osten der Beaufsichtigung der Schüler 
im  Schulbus und  w ährend  d er W artezeiten in der 
Schulanlage außerhalb  des stundenplanm äßigen U n
terrichts.

A rt. 10 b
(1) Die G em einden und  Gem eindeverbände haben 

die K osten des Gesetzes zur w irtschaftlichen Siche
rung  der K rankenhäuser und  zur Regelung der K ran
kenhauspflegesätze (KHG) vom  29. Jun i 1972 (BGBl 
S. 1009), sow eit sie n icht durch Finanzhilfen des 
Bundes gedeckt w erden, insgesam t zur H älfte zu 
tragen  (Kom m unalanteil).

(2) Die L andkreise oder kreisfreien Gemeinden 
haben  zu den in § 22 Abs. 1 Satz 2 KHG genannten 
A ufw endungen, die in ih rem  Gebiet entstehen, eine 
Beteiligung von 10 bis 20 v. H. der förderungsfähigen 
K osten zu erb ringen  (örtliche Beteiligung). Die ö rt
liche B eteiligung kann  ausnahm sw eise auch unter 
10 v. H. festgesetzt w erden.

(3) Is t der S taat, ein  Bezirk, eine kreisangehörige 
G em einde oder ein kom m unaler Zweckverband T rä
ger eines gebietszugehörigen K rankenhauses, so e r
b rin g t dieser in A bw eichung von Absatz 2 die ö rt
liche Beteiligung. Bei d e r Berechnung des Kommu
nalan te iles (Absatz 1) b leiben die Beträge, die der 
S taa t als örtliche B eteiligung fü r  die Förderung seiner 
eigenen K rankenhäuser aufzubringen hat, außer Be
tracht.

(4) D er durch die örtliche Beteiligung nicht ge
deckte K om m unalanteil ist von den Landkreisen 
und k reisfre ien  G em einden in Form einer Umlage 
aufzubringen (Krankenhausum lage). Die Umlage 
w ird  je  zur H älfte  nach der U m lagekraft (Art. 21 
Abs. 3) und  der E inw ohnerzahl der Landkreise und 
k reisfreien  G em einden erhoben.

(5) Die fü r  die Bem essung der örtlichen Beteili
gung sowie fü r  die E rhebung und Abrechnung des 
K om m unalanteils und  fü r  die finanzielle Abwick
lung der V erteilung der Förderungsm ittel nach dem 
KHG erforderlichen Rechtsverordnungen erläßt das 
S taa tsm in iste rium  der F inanzen im Einvernehmen 
m it den S taa tsm in iste rien  des Innern  und fü r A r
beit und  Sozialordnung. In  den Rechtsverordnungen 
ist auch die M itw irkung der Landkreise und kreis
fre ien  G em einden an  der P lanung und Durchfüh
rung von M aßnahm en zu regeln, fü r die sie die ö rt
liche B eteiligung zu erb ringen  haben.

Art. 11
(1) Der S taat gew ährt den Gemeinden und Ge

m eindeverbänden Bedarfszuweisungen in Form  von 
Zuschüssen und rückzahlbaren Ü berbrückungsbei
hilfen nach Maßgabe der Bewilligung im  S taa ts
haushalt.

(2) Die M ittel fü r Bedarfszuweisungen sind dazu 
bestim m t, der außergewöhnlichen Lage und  den be
sonderen Aufgaben von Gemeinden und G em einde
verbänden im  Einzelfall Rechnung zu tragen. B e
darfszuweisungen w erden auch zum Ausgleich von 
H ärten  gewährt, die sich bei der V erteilung von 
Schlüsselzuweisungen oder im  Zuge der G ebiets
reform  ergeben.

(3) Die Bedarfszuweisungen w erden vom S taa ts
m inisterium  der Finanzen im  E invernehm en m it 
dem S taatsm inisterium  des Innern  bewilligt. Ein aus 
V ertretern  der Gemeinden und G em eindeverbände 
gebildeter Ausschuß ist vorher gutachtlich zu hören. 
Das S taatsm inisterium  der Finanzen kann  im E in 
vernehm en m it dem S taatsm inisterium  des Innern  
den Regierungen fü r Bedarfszuw eisungen vorge
sehene M ittel zur Bewilligung an kreisangehörige 
Gemeinden zuteilen; die Regierungen entscheiden 
bei der Bewilligung auf G rund gutachtlicher V or
schläge des zuständigen L andratsam tes und  eines 
bei ihnen aus V ertretern  der Gemeinden und  Land
kreise gebildeten Ausschusses.

(4) Im  übrigen bew illigt das S taatsm inisterium  
des Innern  die Bedarfszuweisungen, soweit sie ihm 
nach Benehm en m it den kom m unalen Spitzenver
bänden durch V erm erk im S taatshaushaltsp lan  zur 
selbständigen Bewirtschaftung zugewiesen sind. Es 
kann den Regierungen M ittel zur Bewilligung zu
teilen.

Art. 12
(1) Die Gemeinden erhalten  fü r jeden im Rahm en 

der festgesetzten Polizei-Sollstärke beschäftigten Po
lizeivollzugsbeamten und Angestellten, der im A u
ßendienst Polizeivollzugsaufgaben w ahrnim m t, einen 
jährlichen Zuschuß. Dieser beträg t fü r die Gemeinden
bis zu 20 000 Einwohnern 9 492 DM
mit m ehr als 20 000— 75 000 E inw ohnern 10 032 DM 
mit m ehr als 75000—200 000 Einwohnern 10 560 DM 
mit m ehr als 200 000 E inw ohnern 10 968 DM.

(2) W ird das Endgrundgehalt eines Polizeivollzugs
beam ten der Besoldungsgruppe A 7 linear angehoben, 
so erhöhen sich die Zuschüsse nach Absatz 1 im d a r
auffolgenden Finanzausgleichsjahr um  den gleichen 
Vomhundertsatz; die sich danach ergebenden Kopfbe
träge sind jeweils auf einen durch 12 teilbaren DM- 
Betrag aufzurunden.

Art. 13
(1) Der S taat stellt bis auf den A nteilsbetrag für 

den staatlichen S traßenbau gemäß Art. 13 d das A uf
kommen an K raftfahrzeugsteuer fü r den kom m una
len S traßenbau zur Verfügung. Die M ittel dienen zum 
Bau oder Ausbau und zur U nterhaltung von K reis
straßen und Gem eindestraßen sowie von O rtsdurch
fahrten  im Zuge von Bundesstraßen, S taatsstraßen  
und K reisstraßen, soweit die S traßenbaulast fü r die 
O rtsdurchfahrten den Gemeinden obliegt. Sie dürfen 
auch fü r sonstige M aßnahm en zur V erbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden, insbeson
dere fü r den Bau von den in § 4 Abs. 2 des Personen
beförderungsgesetzes vom 21. März 1961 (BGBl I 
S. 241) näher bezeichneten Einrichtungen sowie die 
für den S-Bahn-Bereich erforderlichen Parkplätze 
verwendet werden. Sie dürfen ferner m it Zustim 
m ung der S taatsm inisterien der F inanzen und des 
Innern fü r den Bau von A bwasseranlagen verw endet 
werden, wenn die ordnungsmäßige K lärung der Ab
wässer gesichert ist.

(2) Die Finanzmasse jeden Rechnungsjahres errech
net sich aus dem Aufkommen an K raftfahrzeugsteuer,
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das im  Z eitraum  vom 1. Oktober des vorvorhergehen
den K alenderjahres bis zum 30. Septem ber des vor
hergehenden K alenderjahres angefallen ist. Sie w ird 
nach A rt. 13 a bis 13 d aufgeteilt.

A rt. 13 a
(1) Gem einden, die Träger der S traßenbaulast für 

O rtsdurchfahrten  im Zuge von Bundesstraßen sind, 
erhalten  70 v. H. ihres örtlichen Aufkommens an 
K raftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum.

(2) G em einden der Größengruppe von Gemeinden, 
die T räger der S traßenbaulast fü r O rtsdurchfahrten 
im Zuge von S taatsstraßen sind, erhalten, soweit sie 
nicht u n te r  Absatz 1 fallen, 50 v. H. ihres örtlichen 
Aufkom m ens an K raftfahrzeugsteuer im Bezugszeit
raum .

(3) Gemeinden, die am 30. Jun i des vorvorherge
henden K alenderjahres m ehr als 5000 Einwohner 
hatten, erhalten , sofern sie nicht un ter Absatz 1 oder 
Absatz 2 fallen, 30 v. H. ihres örtlichen Aufkommens 
an K raftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum. K reis
angehörige Gemeinden im Sinne von Satz 1 können 
jedoch au f die Beteiligung am örtlichen Aufkommen 
verzichten. In  diesem Fall gilt Art. 13 b Abs. 2. Der 
Verzicht m uß spätestens vier Monate vor Beginn des 
R echnungsjahres e rk lä rt werden. Die Gemeinden 
sind au f die D auer von fünf Jah ren  an diesen Ver
zicht gebunden.

(4) W ird eine Gemeinde die am örtlichen Aufkom
men beteilig t ist, m it einer Gemeinde zusamm enge
legt, die ohne die Zusammenlegung Zuweisungen 
nach A rt. 13 b Abs. 2 erhalten  würde, so w ird  auf 
A ntrag  fü r  den vor der Zusammenlegung liegenden 
Bezugszeitraum  das der Berechnung der Zuweisung 
nach den Absätzen 1 bis 3 zugrunde liegende Auf
kom m en entsprechend der erhöhten Einwohnerzahl 
zeitanteilig  umgerechnet. Anstelle der erhöhten Zu
w eisungen nach Satz 1 w erden auf A ntrag zusätz
liche Zuweisungen gew ährt, deren Höhe sich nach 
der Länge der G em eindestraßen nach Maßgabe der 
Bestandsverzeichnisse in der nicht am örtlichen Auf
kom m en beteiligten Gemeinde richtet. Auf die Zu
w eisungen nach den Sätzen 1 und 2 werden Zuschüs
se nach Art. 13 b Abs. 2 Satz 1 zeitanteilig angerech
net. Die A nträge nach den Sätzen 1 und 2 können nur 
bis zum  A blauf des auf das Ja h r der Zusam men
legung folgenden Jahres gestellt werden.

(5) Die H undertsätze in den Absätzen 1 m it 3 m in
dern  sich im gleichen Verhältnis, wie sich die Summe 
aus Ausgleichsmasse nach Art. 13 c und S taa tsstra
ßenanteil nach Art. 13 d zur gesamten Finanzmasse 
nach A rt. 13 Abs. 2 verhält.

(6) D iejenigen Mittel, die nach den Absätzen 1 und 
2 den Gem einden zufließen, sollen in erste r Linie fü r 
den A usbau von O rtsdurchfahrten im Zuge von Bun
desstraßen und S taatsstraßen eingesetzt werden.

Art. 13 b
(1) Die Landkreise erhalten  zum Bau oder Ausbau 

und zur U nterhaltung ih rer K reisstraßen Zuschüsse, 
die sich, nach der Länge ihres jeweiligen K reisstra
ßennetzes zu Beginn des laufenden Rechnungsjahres 
bem essen; der auf den (vollen) Kilometer entfallende 
Zuschuß beträg t 6500 DM. Die Landkreise können 
aus den ihnen zufließenden M itteln Zuschüsse für 
S traßenbaum aßnahm en und nach Maßgabe des Art. 
13 Abs. 1 Satz 4 Zuschüsse fü r den Bau von Abwas
seranlagen von Gemeinden geben.

(2) Die kreisangehörigen Gemeinden, die nicht am 
örtlichen Aufkom men an K raftfahrzeugsteuer betei
ligt sind, erhalten  nach Maßgabe der B estandsver
zeichnisse Zuschüsse in Höhe von 1200 DM je (vollen) 
K ilom eter fü r ihre Gem eindestraßen; die Zuschüsse 
sind in  ers te r Linie fü r die S traßenunterhaltung be
stim m t. Des weiteren w ird fü r diese Gemeinden eine 
Zuschußm asse gebildet, die zur Finanzierung des 
Baues oder Ausbaues der Gem eindestraßen insbe
sondere d e r G em eindeverbindungsstraßen, und nach

Maßgabe des Art. 13 Abs. 1 Satz 4 zu r F inanzierung 
von A bwasseranlagen bestim m t ist. O bliegt die S tra 
ßenbaulast fü r eine G em eindeverbindungsstraße 
ausnahmsweise einem  anderen  T räger als einer G e
meinde, so kann auch d ieser Zuschüsse erhalten . Die 
Verteilung der Zuschüsse obliegt den L an d ra tsäm tem  
als Staatsbehörden; diese gew ähren au f A ntrag  ge
zielte Zuschüsse fü r bestim m te B aum aßnahm en. Zur 
Verteilung haben die L and ra tsäm ter einen b era ten 
den Ausschuß aus B ürgerm eiste rn  d er kreisangehö
rigen Gemeinden, die n icht am  örtlichen A ufkom m en 
an K raftfahrzeugsteuer beteilig t sind, zu hören.

A rt. 13 c
(1) Von der nach Art. 13 Abs. 2 m aßgeblichen F i

nanzmasse werden 20 v. H. zugunsten einer A us
gleichsmasse einbehalten. Diese M asse d ien t dem  
Ausgleich besonderer B elastungen und der M inde
rung von Härten.

(2) F ür sonstige M aßnahm en im S inne des A rt. 13 
Abs. 1 Satz 3 dürfen nicht m ehr als 45 v. H. der Masse 
nach Absatz 1 verw endet w erden. Dabei können fü r  
den Bau oder Ausbau von au f besonderen B ahnkör
pern geführten V erkehrsw egen d er E isenbahnen, 
S traßenbahnen, Hoch- und U nterg rundbahnen  und 
Bahnen besonderer B auart, sowie fü r  den B au oder 
Ausbau von Betriebshöfen, zen tralen  W erkstätten, 
zentralen O m nibusbahnhöfen, verkehrsw ichtigen 
Umsteigeanlagen und  K reuzungsm aßnahm en nicht
bundeseigener E isenbahnen nach dem  E isenbahn
kreuzungsgesetz auch nichtkom m unale T räger Zu
wendungen erhalten, sow eit solche M aßnahm en dem 
öffentlichen P ersonennahverkehr dienen und zur 
Verbesserung der V erkehrsverhältn isse einer Ge
meinde dringend erforderlich sind.

A rt. 13 d
Der A nteilsbetrag fü r  den staatlichen S traßenbau  

beträgt 25 v. H. der F inanzm asse nach A rt. 13 Abs. 2.

A rt. 14
(1) Durch Rechtsverordnung der S taatsm in isterien  

der Finanzen und des In nern  kann  insbesondere noch 
bestim m t w erden:
1. fü r welche m it dem S traßenbau  zusam m enhängen

den Aufwendungen M ittel aus der K raftfah rzeug
steuer innerhalb der Zw eckbindung noch verw en
det w erden dü rfen ;

2. in welcher Weise m it M itteln  aus der K ra ftfa h r
zeugsteuer Schulden getilgt und  Rücklagen gebil
det werden können;

3. wie die Zuweisungen nach A rt. 13 a Abs. 4 zu e r 
m itteln  sind und dabei festzulegen, von welchem 
Betrag je  km G em eindestraße auszugehen ist;

4. wie der beratende Ausschuß nach A rt. 13 b Abs. 2 
gebildet wird, von welchen V oraussetzungen die 
Gewährung von Zuschüssen nach den Sätzen 3 und 
4 dieser Bestim mung abhäng t und  w ie die V ertei
lung der M ittel nach A rt. 13 c im  einzelnen erfolgt;

5. in welcher Weise die V erw endung der M ittel nach
zuweisen ist und wie n icht zw eckentsprechend oder 
nicht rechzeitig verw endete M ittel zu behandeln  
sind.
(2) Ferner kann durch R echtsverordnung der S taa ts

m inisterien des Innern  und  der F inanzen bestim m t 
werden, welche technischen V oraussetzungen S tra 
ßen, fü r deren Bau oder A usbau M ittel aus der K ra ft
fahrzeugsteuer verw endet w erden  sollen, erfü llen  
müssen.

A rt. 14 a
Die Kostenanteile, die nach § 13 des E isenbahn

kreuzungsgesetzes in  der jew eils geltenden Fassung 
dem Land bei K reuzungen m it K re is- und  G em ein
destraßen entstehen, w erden  dem  A ufkom m en an 
K raftfahrzeugsteuer entnom m en; d e r K ostenanteil 
ist grundsätzlich den jew eils nach A rt. 13 a, A rt. 13 b 
Abs. 1 oder Art. 13 b Abs. 2 Sätze 2 bis 5 zur V er-
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fügung gestellten M itteln zu entnehm en; im H ärte
fall w erden Zuschüsse aus Art. 13 c gewährt.

Art. 15
Die Bezirke haben in  jedem H aushaltsjahr eine 

Landesumlage in Höhe von 100 Millionen aufzubrin
gen.

Art. 16
Die Landesumlage w ird auf die Bezirke nach dem 

V erhältnis der fü r ih re Gemeinden und gem einde
freien Grundstücke geltenden S teuerkraftzahlen 
(Art. 4) umgelegt.

Art. 17
(1) Den Bezirken sollen die nach Art. 15, 16 zu zah

lenden Beträge rechtzeitig vor Beginn des Rech
nungsjahres m itgeteilt werden. Diese sind in v iertel
jährlichen Teilbeträgen bis zum 10. des auf den V ier
teljahresabschluß folgenden Monats an die S taats
oberkasse ohne besondere A ufforderung abzuführen.

(2) Zur Sicherung der rechtzeitigen Leistung der 
Landesumlage können, soweit kreisfreie Gemeinden 
oder Landkreise m it der Entrichtung von Bezirks
umlagen im Rückstand sind, die den säumigen kreis
freien Gemeinden und Landkreisen zustehenden F i
nanzzuweisungen einbehalten w erden; das gleiche 
gilt, soweit kreisangehörige Gemeinden gegenüber 
säumigen Landkreisen m it der Entrichtung von 
Kreisumlagen in Verzug sind, hinsichtlich der diesen 
Gemeinden zustehenden Finanzzuweisungen.

Art. 18
(1) Die Landkreise legen ihren durch die sonstigen 

Einnahm en nicht gedeckten Bedarf auf die kreisan
gehörigen Gemeinden um  (Kreisumlage).

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Genehmi
gung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll 
das des vorausgegangenen Rechnungsjahres um 
m ehr als 20 v. H. übersteigt.

(3) Die Kreisum lage w ird in H undertsätzen der 
Umlagegrundlagen bemessen. Um lagegrundlagen für 
die Kreisum lage sind die fü r die kreisangehörigen 
Gemeinden geltenden S teuerkraftzahlen (Art. 4) so
wie drei V iertel der Schlüsselzuweisungen der kreis
angehörigen Gemeinden des vorangegangenen Rech
nungsjahres. W erden die Hundertsätze, die der 
Landkreis von den S teuerkraftzahlen der einzelnen 
Steuern als Kreisumlage erhebt (Umlagesätze), ver
schieden festgesetzt, so darf der höchste Umlagesatz 
den niedrigsten um  nicht m ehr als ein D rittel über
steigen; bei stä rkerer Abweichung bedarf der Um
lagebeschluß der Genehmigung durch die Aufsichts
behörde. Der Umlagesatz, der von den Schlüsselzu
weisungen erhoben wird, darf nicht höher sein als 
der niedrigste Umlagesatz der Steuerkraftzahlen.

A rt. 19
(1) Die Kreisumlage w ird fü r jedes Rechnungsjahr 

neu festgesetzt. Sie w ird m it einem Zwölftel ihres 
Jahresbetrages am  25. eines jeden Monats fällig. 
Werden die Kreisumlagen nicht rechtzeitig entrich
tet, so können von den säumigen Gemeinden Ver
zugszinsen bis zu 1 v. H. fü r den Monat gefordert 
werden.

(2) Die Umlagesätze können im Laufe eines Rech
nungsjahres einm al geändert werden. Sofern dabei 
die Umlagesätze erhöht werden, muß die Änderung 
vor dem 1. Ju li vorgenommen werden. Die Änderung 
der Umlagesätze muß den kreisangehörigen Gemein
den unverzüglich m itgeteilt werden. Die Änderung 
der Umlagesätze w irk t auf den Beginn des Rech
nungsjahres zurück.

(3) Ist die Kreisum lage bei Beginn des Rechnungs
jahres noch nicht festgesetzt, so können die Land
kreise bis zur Festsetzung vorläufige monatliche Teil
beträge in Höhe der im  abgelaufenen Rechnungsjahr 
zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge erheben. 
Nach Festsetzung der Kreisumlage fü r das laufende

Rechnungsjahr ist über diese vorläufigen Zahlungen 
zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt (Absatz 1 Satz 2) 
abzurechnen.

A rt. 20
F ü r einzelne kreisangehörige Gem einden können 

je  nach Teilnahm e an den V orteilen einer Einrichtung 
des Landkreises die H undertsätze nach A rt. 18 Abs. 3 
m it Genehmigung der Aufsichtsbehörde erhöht w er
den.

A rt. 21
(1) Die Bezirke legen ih ren  durch die sonstigen 

Einnahm en nicht gedeckten Bedarf auf die k re is
freien Gemeinden und Landkreise um  (Bezirksum
lage).

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Genehm i
gung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll das 
des vorausgegangenen Rechnungsjahres um  m ehr als 
20 v. H. übersteigt.

(3) Die Bezirksum lage w ird  in H undertsätzen der 
Um lagegrundlagen bemessen. U m lagegrundlagen fü r 
die Bezirksum lagen sind die fü r die G em einden und 
gem eindefreien G rundstücke geltenden S teu erk raft
zahlen (Art. 4) sowie d rei V iertel der G em einde
schlüsselzuweisungen des vorangegangenen Rech
nungsjahres. W erden die H undertsätze, die d er Be
zirk von den S teuerkraftzahlen  der einzelnen 
S teuern als Bezirksum lage erhebt (Umlagesätze), ver
schieden festgesetzt, so darf der höchste Umlagesatz 
den niedrigsten um nicht m ehr als ein D rittel über
steigen. Bei stä rkerer Abweichung bedarf der Um 
lagebeschluß der Genehmigung durch die Aufsichts
behörde. Der Umlagesatz, der von den Schlüsselzu
weisungen erhoben wird, darf nicht höher sein als 
der niedrigste Umlagesatz der S teuerkraftzahlen.

A rt. 22
(1) Die Bezirksum lage w ird  fü r jedes Rechnungs

ja h r  neu festgesetzt. Sie w ird m it einem  Zwölftel 
ihres Jahresbetrages bei den kreisfreien Gemeinden 
am 25., bei den Landkreisen am Letzten eines jeden 
Monats fällig. W erden die Bezirksum lagen nicht 
rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen 
kreisfreien Gemeinden und Landkreisen Verzugs
zinsen bis zu 1 v. H. fü r den M onat gefordert werden.

(2) Die Umlagesätze können im  Laufe eines Rech
nungsjahres einm al geändert werden. Sofern dabei 
die Umlagesätze erhöht w erden, m uß die Ä nderung 
vor dem 1. Jun i vorgenomm en w erden. Die Ä nde
rung der Umlagesätze muß den kreisfreien  Gem ein
den und Landkreisen unverzüglich m itgeteilt w er
den. Die Änderung der Umlagesätze w irk t au f den 
Beginn des Rechnungsjahres zurück.

(3) Ist die Bezirksum lage bei Beginn des Rech
nungsjahres noch nicht festgesetzt, so können die 
Bezirke bis zur Festsetzung vorläufige m onatliche 
Teilbeträge in Höhe der im  abgelaufenen Rechnungs
ja h r  zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge e r
heben. Nach Festsetzung der Bezirksum lage fü r  das 
laufende Rechnungsjahr ist über diese vorläufigen 
Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt (Ab
satz 1 Satz 2) abzurechnen.

Übergangs- und Schlußvorschriften
A rt. 23

(1) Dieses Gesetz ist dringlich. Es tr i t t  m it W irkung 
vom 1. April 1948 in Kraft*).

(2) Die S taatsm inisterien des Innern  und der F i
nanzen erlassen die erforderlichen D urchführungs
bestimm ungen. Soweit diese die G ew ährung von Zu
schüssen und Darlehen zum Bau von Schulen be tre f
fen, ergehen sie im Einvernehm en m it dem S taa ts
m inisterium  fü r U nterricht und Kultus.

•) D iese V orschrift b e tr if f t  das In k ra f t tre te n  des G esetzes 
in  se in e r  u rsp rü n g lich en  Fassung  vom  10. A ugust 1948 
(GVB1 S. 138). D er Z e itp u n k t des In k ra f t tre te n s  d e r  sp ä 
te re n  Ä n d eru n g en  e rg ib t sich aus d en  jew eilig en  Ä nde
rungsgesetzen .
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Bekanntmachung
der Anlagen I und II zum Gesetz über 

kommunale Wahlbeamte
Vom 22. August 1974

Auf G rund des Art. 136 Satz 2 und des Art. 72 
Abs. 3 Sätze 2 und 3 des Gesetzes über kommunale 
W ahlbeam te in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. November 1970 (GVB1 S. 616, ber. 1971 S. 93), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Jan u ar 1974 
(GVB1 S. 4), w erden nachstehend die Anlagen I und II 
zu diesem  Gesetz in der ab 1. Jan u ar 1974 geltenden 
Fassung bekanntgemacht.

München, den 22. August 1974

Bayerisches S taatsm inisterium  des Innern
I. V. K i e s 1, S taatssekretär

Anlage I
Entschädigungen für die ehrenamtlichen 

ersten Bürgerm eister
(gültig ab 1. Jan u ar 1974)

I. I n  G e m e i n d e n  m i t  b i s  z u
1 0 0 0  E i n w o h n e r n

Einwohner monatliche Entschädigung

bis 250 
251 bis 500 
501 bis 1000

277.50 bis 444,— DM
388.50 bis 666,— DM
610.50 bis 1110,— DM

II. I n  G e m e i n d e n  m i t  m e h r  a l s  
1 0 0 0  E i n w o h n e r n

Einwohner monatliche Entschädigung

1001 bis 3000 
3001 bis 5000 
über 5000

1221,— bis 2220,— DM 
1887,— bis 2664,— DM 
2220,— bis 2886,— DM

Dienstaufwandsentschädigungen für die Beamten auf Zeit
(gültig ab 1. Jan u ar 1974)

A) E rste Bürgerm eister
1. kreisangehöriger Gemeinden
2. k reisfreier Gemeinden und Großer K reisstädte

a) bis 50 000 Einwohner
b) von 50 001 bis 100 000 Einwohner
c) über 100 000 Einwohner

B) W eitere B ürgerm eister und berufsm äßige Gem einderatsm itglieder
1. kreisangehöriger Gemeinden
2. kreisfreier Gemeinden und Großer K reisstädte

a) bis 50 000 Einwohner
b) von 50 001 bis 100 000 Einwohner
c) über 100 000 Einwohner

C) Landräte
von Landkreisen
a) bis 50 000 Einwohner
b) über 50 000 Einwohner

Anlage II

90,20 bis 360,77 DM

180,36 bis 541,13 DM 
270,57 bis 631,31 DM 
360,77 bis 721,51 DM

72,16 bis 288,61 DM

144,30 bis 432,90 DM 
216,45 bis 505,06 DM 
288,61 bis 577,20 DM

360,77 bis 541,13 DM 
450,95 bis 631,31 DM 

monatlich.

Verordnung
über die Zuständigkeit zum Erlaß 

von Rechts Verordnungen nach § 78 a Abs. 2 
des Gerichtsverfassungsgesetzes

Elfte Verordnung
zur Änderung der Unterhaltszuschuß 

Verordnung
Vom 9. September 1974

Vom 9. Septem ber 1974

Auf G rund des § 78 a Abs. 2 Satz 2 des Gerichtsver
fassungsgesetzes in der Fassung des A rt. 22 Nr. 6 des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (BGBl I S. 469) erläß t die Bayerische 
S taatsregierung folgende Verordnung:

§1
Die in § 78 a Abs. 2 Satz 1 des G erichtsverfassungs

gesetzes enthaltene Erm ächtigung der Landesregie
rung zum Erlaß von Rechtsverordnungen w ird auf 
das Bayerische S taatsm inisterium  der Justiz über
tragen.

Auf Grund des Art. 97 des Bayerischen Beam ten
gesetzes erläßt die Bayerische Staatsregierung fol
gende Verordnung:

§1
Die Unterhaltszuschußverordnung in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 28. Ju li 1970 (GVB1 S. 341), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. März 1974 
(GVB1 S. 129), w ird wie folgt geändert:
1. § 7 erhält folgende Fassung:

» . §  7

Der G rundbetrag beträgt monatlich fü r die An
w ärter

§2
Diese Verordnung tr it t  am 1. Oktober 1974 in K raft. 

München, den 9. Septem ber 1974

Der Bayerische M inisterpräsident 
Dr. h. c. G o p p e l

des einfachen Dienstes 
des m ittleren Dienstes 
des gehobenen Dienstes 
des höheren Dienstes 

2. § 8 Abs. 2 w ird wie folgt geändert: 
a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

564,— DM, 
677,— DM, 
799,— DM, 

1095,— DM.“
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„Der V erheiratetenzuschlag beträgt m onat
lich fü r  A n w ärter
des einfachen D ienstes 172,— DM,
des m ittle ren  D ienstes 199,— DM,
des gehobenen D ienstes 231,— DM,
des höheren  D ienstes 263,— DM.“

b) In  Satz 2 w ird  d e r B etrag  von „47 DM“ durch 
den B etrag  von „52 DM“ ersetzt.

3. Die Ü bersicht in  § 9 Abs. 1 e rh ä lt folgende Fassung:

„A nw ärter nach Vollendung des
26. 32. 38.

Lebensjahres
DM DM DM

des einfachen D ienstes 7 0 ,- 137,— 202,—
des m ittle ren  D ienstes 94,— 179,— 266,—
des gehobenen D ienstes HO,— 219,— 325,—
des höheren D ienstes 134,— 262,— 389,—'

§ 2
Diese V erordnung tr i t t  m it W irkung vom 1. Januar 

1974 in  K raft.
München, den 9. S eptem ber 1974

D er Bayerische M inisterpräsident 
Dr. h. c. G o p p e l

Verordnung
über die Arbeitszeit für den bayerischen 

öffentlichen Dienst 
(Arbeitszeitverordnung — AzV)

Vom 20. Septem ber 1974
A uf G rund  von A rt. 80 Abs. 1 und Art. 88 Nr. 3 

des B ayerischen Beam tengesetzes und § 13 Abs. 1 der 
A rbeitszeitordnung vom  30. A pril 1938 (RGBl I S. 447) 
e rläß t die Bayerische S taatsregierung folgende Ver
ordnung:

§1
G eltungsbereich

Diese V erordnung gilt fü r  die Beam ten und Dienst
anfänger des S taates, der Gemeinden, der Gemeinde
verbände und  d er sonstigen un te r der Aufsicht des 
S taates stehenden K örperschaften, A nstalten und 
S tiftungen des öffentlichen Rechts.

§ 2
Regelm äßige A rbeitszeit

(1) Die regelm äßige A rbeitszeit beträgt im Durch
schnitt 40 S tunden  in  der Woche. Die tägliche A rbeits
zeit d arf  grundsätzlich 8 S tunden und 15 M inuten 
nicht überschreiten.

(2) Die oberste D ienstbehörde kann für einzelne 
V erw altungszw eige, B etriebe oder bestim m te Be
am tengruppen  die A rbeitszeit verlängern oder ver
kürzen, w enn  die dienstlichen Verhältnisse es e r
fordern . H ierbei d arf  die A rbeitszeit 10 Stunden am 
Tag und  50 S tunden  in  der Woche nicht überschreiten.

(3) E ine abw eichende E inteilung der Arbeitszeit ge
m äß A bsatz 2 ist innerha lb  von drei M onaten aus
zugleichen; die oberste D ienstbehörde kann den Zeit
raum  bis zu insgesam t sechs M onaten verlängern, 
w enn die dienstlichen V erhältnisse es erfordern. Die 
in  A bsatz 2 Satz 2 genannten  Obergrenzen sind zu 
beachten.

(4) Die oberste D ienstbehörde kann, im staatlichen 
Bereich im  E invernehm en m it dem Staatsm iniste
rium  der F inanzen, im  übrigen  im  Einvernehm en mit 
der obersten  A ufsichtsbehörde, bei dringenden dienst
lichen B edürfnissen  Abweichungen von den A bsät
zen 2 und  3 zulassen.

(5) P ausen  w erden  in  die Arbeitszeit nicht ein
gerechnet.

§3
Dienst in Bereitschaft

Wenn der Dienst Bereitschaftsdienst einschließt, 
kann die oberste Dienstbehörde die A rbeitszeit e n t
sprechend den dienstlichen Bedürfnissen im  ange
messenen V erhältnis verlängern; die regelm äßige w ö
chentliche Arbeitszeit d a rf  jedoch 50 S tunden  nicht 
überschreiten, sofern auf den Dienst in  B ereitschaft 
nicht m ehr als 30 Stunden entfallen. Ü bersteig t der 
Dienst in Bereitschaft durchschnittlich 30 S tunden  in 
der Woche, so kann die A rbeitszeit auf 112 S tunden  in 
zwei Wochen v erlängert werden.

§4
Arbeitstage

(1) A rbeitstage sind die W erktage. Der Sam stag ist 
grundsätzlich dienstfrei. Satz 2 gilt nicht fü r  den B e
reich der öffentlichen Schulen.

(2) Allgemein dienstfrei ist der Heilige Abend. Am 
Tag vor N eujahr endet der Dienst um  12.00 U hr; 
wenn diesem Tag ein Sonntag vorausgeht, ist er ganz 
dienstfrei.

(3) Die S taatsregierung kann bei besonderen A n
lässen anordnen, daß an einzelnen A rbeitstagen der 
Dienst ganz oder teilweise entfällt; in örtlich beding
ten  A usnahm efällen kann die oberste D ienstbehörde 
eine solche Anordnung treffen. H ierbei kann  auch 
angeordnet werden, daß die ausfallende A rbeitszeit 
innerhalb einer bestim m ten F rist e inzuarbeiten  ist; 
die tägliche Arbeitszeit darf jedoch grundsätzlich 
nicht m ehr als lO Stunden betragen.

§5
Dienst an Sonn- und Feiertagen oder zu 

dienstfreien Zeiten
(1) W enn es die dienstlichen V erhältnisse erfordern , 

können die obersten Dienstbehörden oder die ihnen 
unm ittelbar nachgeordneten Behörden D ienst an 
Sonn- und Feiertagen oder zu d ienstfreien Zeiten 
(§ 4) anordnen. In  diesem Fall soll eine entsprechende, 
möglichst zusam m enhängende Freizeit an anderen 
Tagen gew ährt werden.

(2) Bei Nachtdienst ist die besondere B eanspru
chung der A rbeitskraft in der D ienstgestaltung zu 
berücksichtigen.

§6
Tägliche Arbeitszeit in den staatlichen V erw altungen

(1) In den staatlichen V erw altungen beginnt der 
Dienst um 7.30 Uhr. E r endet bei durchgehender A r
beitszeit m ontags bis donnerstags um 16.15 Uhr, fre i
tags um 15.00 Uhr. Bei geteilter A rbeitszeit endet der 
Dienst m ontags bis donnerstags um  17.15 Uhr, fre i
tags um  16.00 Uhr.

(2) Die M ittagspause beträg t bei durchgehender 
Arbeitszeit eine halbe Stunde, bei geteilter A rbeits
zeit eineinhalb Stunden. Reicht diese Zeit im  Einzel
fall nicht aus und w ird sie deshalb überschritten, muß 
entsprechend nachgearbeitet werden.

(3) Die durchgehende Arbeitszeit kann  eingeführt 
werden, wenn dies nach den dienstlichen oder ö rt
lichen V erhältnissen oder den berechtigten In teressen 
der M ehrzahl der Angehörigen einer Behörde zweck
mäßig erscheint. Über die E inführung der durch
gehenden Arbeitszeit entscheiden die obersten  D ienst
behörden oder die von ihnen erm ächtigten Behörden.

(4) Die obersten Dienstbehörden und die von ihnen 
erm ächtigten Behörden können eine andere E in te i
lung der täglichen A rbeitszeit zulassen. Die M ittags
pause muß jedoch bei durchgehender A rbeitszeit 
mindestens eine halbe Stunde, bei geteilter A rbeits
zeit m indestens eine S tunde betragen. Abweichungen 
von der Verteilung der A rbeitszeit auf die einzelnen 
Arbeitstage bedürfen der Zustim m ung des S taa ts
m inisterium s der Finanzen; dies gilt nicht, w enn auch 
an Sonn- und Feiertagen oder zu d ienstfreien Zeiten 
(§ 4) gearbeitet w erden muß.
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§7
Gleitende Arbeitszeit

(1) Den Beam ten kann gestattet werden, Beginn 
und Ende der täglichen A rbeitszeit in gewissen G ren
zen selbst zu bestim m en (gleitende Arbeitszeit).

(2) Im  R ahm en der gleitenden Arbeitszeit dürfen 
täglich grundsätzlich nicht m ehr als 10 Stunden auf 
die regelm äßige A rbeitszeit angerechnet werden. 
U nterschreitungen oder Überschreitungen der täg 
lichen A rbeitszeit sind an anderen A rbeitstagen aus
zugleichen; die Ü bertragung von A rbeitszeitguthaben 
oder A rbeitszeitrückständen über einen K alender
m onat h inaus kann jedoch grundsätzlich nu r bis zu 
10 Stunden zugelassen werden.

(3) Das N ähere regeln fü r  den staatlichen Bereich 
die obersten  D ienstbehörden m it Zustim mung des 
S taatsm inisterium s der Finanzen.

§ 8
Einheitliche Arbeitszeit

Wenn an  einer Dienststelle Beam te des S taates und 
Beam te eines anderen dieser Verordnung unterlie
genden D ienstherrn  beschäftigt werden, richtet sich 
die A rbeitszeit an der Dienststelle nach der fü r die 
Beam ten des S taates bestehenden Regelung. Bei den 
L andratsäm tern  kann jedoch der L andrat auch mit 
W irkung fü r  die S taatsbeam ten die A rb e itz e it ab
weichend von § 6 einteilen und Anordnungen nach 
§ 5 Abs. 1 treffen.

§9
A rbeitszeit fü r jugendliche Beamte 

und D ienstanfänger
(1) Die A rbeitszeit fü r Beam te und Dienstanfänger, 

die noch nicht 18 Jah re  alt sind, darf täglich 8 Stunden 
und wöchentlich 40 Stunden nicht überschreiten. 
Wenn an  einer Dienststelle die Samstage dienstfrei 
sind, dü rfen  auch die Jugendlichen an Samstagen 
nicht zum D ienst herangezogen werden.

(2) In  den staatlichen Verwaltungen beginnt der 
D ienst fü r die Jugendlichen m it dem allgemeinen 
täglichen Dienstbeginn. Die M ittagspause muß m in
destens eine S tunde betragen und spätestens nach 
einer viereinhalbstündigen Arbeitszeit beginnen; sie 
darf nicht kürzer sein als die an der Dienststelle 
festgelegte Mittagspause. Der Dienst endet so, daß 
die nach Absatz 1 zulässige Arbeitszeit eingebracht 
wird. Das allgem eine Dienstende an der Dienststelle 
darf h ierbei nicht überschritten werden.

(3) Den Jugendlichen ist die zur Erfüllung der 
gesetzlichen Berufsschulpflicht notwendige Zeit zu 
gewähren. An Berufsschultagen, an denen die Un
terrichtszeit m indestens sechs S tunden einschließlich 
der Pausen beträgt, sind sie ganz von der A rbeit fre i
zustellen. Vor einem vor 9.00 U hr beginnenden Un
terricht dü rfen  Jugendliche nicht beschäftigt werden. 
Die U nterrichtszeit in der Berufsschule einschließlich 
der P ausen w ird  auf die Arbeitszeit angerechnet.

§ 10
A rbeitszeit fü r Schwerbehinderte

Schw erbehinderte sind auf ih r Verlangen von 
M ehrarbeit (§ 2 Abs. 2, § 4 Abs. 3 Satz 2 und § 5 Abs. 1) 
freizustellen.

§11
A rbeitszeit fü r A rbeitnehm er

Die vorstehend getroffenen Regelungen fü r die 
bayerischen Beam ten w erden auf die A rbeitnehm er 
und A uszubildenden des Freistaates Bayern über
tragen, sow eit tarifvertragliche Vereinbarungen 
nicht entgegenstehen.

§ 12
Inkrafttre ten

Diese V erordnung tr it t  am  1. Oktober 1974 in Kraft. 
Gleichzeitig tr i t t  die Verordnung über die Arbeitszeit

der Beam ten in der Fassung der Bekanntm achung 
vom 24. Jan u ar 1971 (GVB1S. 95) außer K raft. 
München, den 20. Septem ber 1974

D er Bayerische M inisterpräsident 
Dr. h.c. G o p p e l

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Ge
neraldirektionen der Bayerischen Staatlichen 
Bibliotheken und der Staatlichen Archive 
Bayerns sowie die Staatlichen Beratungsstel

len für öffentliche Büchereien 
Vom 31. Ju li 1974

Auf Grund des § 1 d e r V erordnung ü b er die E in
richtung der staatlichen B ehörden vom 31. M ärz 1954 
(BayBS I S. 37) erläßt das Bayerische S taa tsm in iste
rium  fü r U nterricht und  K ultus folgende V er
ordnung:

§1
Die Verordnung über die G enerald irek tionen  der 

Bayerischen Staatlichen B ibliotheken und  d er S taa t
lichen Archive B ayerns sowie die S taatlichen 
Beratungsstellen fü r öffentliche Büchereien vom 
15. Mai 1970 (GVB1 S. 251), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 26. Mai 1971 (GVB1 S. 208), w ird  w ie 
folgt geändert:
In § 2 Abs. 1 w ird h in te r „S taatsb ib lio thek  B am 
berg“ eingefügt: „Landesbibliothek Coburg“.

§ 2
Diese Verordnung tr i t t  m it W irkung vom 1. Ja n u a r 

1973 in Kraft.
München, den 31. Ju li 1974

B ayerisches Staatsm inisterium  
für U nterricht und K ultus

Prof. H ans M a i e r ,  S taatsm in ister

Schulordnung
für die integrierten und teilintegrierten 

Gesamtschulen 
Vom 1. A ugust 1974

Auf Grund des Art. 5 Abs. 2 des Gesetzes über das 
Erziehungs- und U nterrichtsw esen (EUG) vom 9. M ärz 
1960 (GVB1 S. 19), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. Jun i 1972 (GVB1 S. 189), e rläß t das Bayerische 
Staatsm inisterium  fü r U nterrich t und K ultus folgende 
Verordnung:

§ 1
B egriffsbestim m ung

(1) Integrierte und te ilin teg rie rte  Gesam tschulen 
sind allgem einbildende Schulen, die als Schulversuche 
un ter Beachtung der B estim m ungen der A rt. 26 a bis 
26 c betrieben werden.

(2) Integrierte G esam tschulen sind Schulen, die die 
Aufgaben verschiedener Schularten  (zum indest der 
Hauptschule, der Realschule und  des Gymnasiums) 
durch ein Angebot von K ern-, L eistungs- und  W ahl
pflichtkursen gemäß der A nlage zu d ieser Schulord
nung nach dem Prinzip der L eistungsdifferenzierung 
innerhalb eines Faches (fachspezifische D ifferenzie
rung) erfüllen.

(3) Teilintegrierte G esam tschulen sind Schulen, die 
eine integrierte O rientierungsstufe (Jahrgangsstufen  
5 und 6) führen, an die sich eine M ittelstufe (Jah r
gangsstufen 7 m it 10) m it kooperativ  geführten  Zügen 
(Hauptschul-, Realschul- und  Gym nasialzug) a n 
schließt; der H auptschulzug endet nach der J a h r 
gangsstufe 9.
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(4) K ernku rse  im  S inne dieser Schulordnung sind 
fü r  alle Schüler verbindlicher, undifferenziert geführ
te r  U nterricht. L eistungskurse im  Sinne dieser Schul
ordnung sind fü r  alle Schüler verbindlicher, in Lei
stungsstufen  d iffe renzierter U nterricht.

W ahlpflichtkurse im  S inne dieser Schulordnung 
sind und ifferenziert geführter, w ählbarer U nterricht; 
A rt und  U m fang d er zu w ählenden W ahlpflichtkurse 
richten  sich nach d er S tundentafel (§ 8 Abs. 3) und 
den E rfordern issen  des § 7.

§ 2
A nzuw endende Bestim mungen

Soweit nicht in  oder au f G rund dieser Verordnung 
Sonderregelungen getroffen  werden, sind die Allge
m eine Schulordnung (ASchO) vom 2. Oktober 1973 
(GVB1 S. 535), die in  d e r ASchO fü r die Gymnasien 
getroffenen R egelungen sowie die nach § 2 ASchO für 
die G ym nasien erlassenen  ergänzenden Bestim m un
gen anzuw enden.

§3
A ufnahm e

(1) Die G esam tschule ist Pflichtschule für die volks
schulpflichtigen S chüler der Jahrgangsstufen  5 m it 9, 
die in  dem  von der zuständigen Regierung nach Art. 
14 und  16 des Volksschulgesetzes (VoSchG) gebildeten 
S chulsprengel wohnen. Dies gilt nicht, sofern nach 
A rt. 19 Abs. 1 VoSchG der Besuch einer benachbarten 
H auptschule gesta tte t is t oder die Schüler in eine an 
dere w eiterführende Schule übertreten .

(2) Schüler, die n ich t m ehr volksschulpflichtig sind, 
und  volksschulpflichtige S chüler aus den benachbar
ten  H auptschulsprengeln  können aufgenommen w er
den, w enn nicht w ichtige G ründe entgegenstehen; für 
diese volksschulpflichtigen Schüler gilt der Besuch 
d er G esam tschule als Besuch einer w eiterführenden 
Schule im S inne von A rt. 7 Abs. 2 des Schulpflicht
gesetzes (SchPG). E in R echtsanspruch auf Aufnahm e 
besteh t nicht. Ü ber die A ufnahm e entscheidet der 
Schulleiter. W ichtige G ründe im Sinne von Satz 1 
liegen insbesondere vor, w enn die Zahl der Anmel
dungen die K apazität d er Gesamtschule, die sich aus 
den räum lichen G egebenheiten und den Planungen für 
den Schulversuch ergibt, übersteig t oder wenn be
nachbarte  G ym nasien oder Realschulen in ihrem  Be
stand  gefährde t w erden. K önnen nicht alle nach Satz 
1 angem eldeten S chüler aufgenom m en werden, so ist 
bei der Entscheidung im  Einzelfall auch der W ohnort 
des Schülers und  die E n tfernung  zu anderen Gymna
sien oder Realschulen zu berücksichtigen.

(3) V oraussetzung fü r  die A ufnahm e in die J a h r
gangsstufe 5 der G esam tschule ist der erfolgreiche 
Besuch der Jah rgangsstu fe  4 einer Grundschule.

(4) F ü r die A ufnahm e in eine höhere als die J a h r
gangsstufe 5 ist der Besuch der vorhergehenden Ja h r
gangsstufe einer allgem einbildenden Schule Voraus
setzung; im  übrigen  rich tet sich eine dabei notw en
dige Entscheidung üb er E instufung und Vorrücken 
nach den G rundsätzen  der §§ 4, 5,6 und 7.

(5) Soweit die Gesam tschulen auch bisher beste
hende Realschulen ersetzen, w erden Schüler aus dem 
Einzugsbereich der b isherigen Realschule in die Ja h r
gangsstufe 7 aufgenom m en. Absatz 2 sowie die in den 
ergänzenden B estim m ungen fü r  die Realschulen ge
troffenen  R egelungen bezüglich der Aufnahme gel
ten  entsprechend.

§4
E instufung

(1) E instufung ist die erste  Zuweisung zu einem 
L eistungskurs in  einem  Fach bei beginnender Lei
stungsdifferenzierung, an  teilin tegrierten  Gesam t
schulen auch die e rste  Zuw eisung zu einem der ko
operativ  geführten  Züge (Hauptschul-, Realschul- 
und  Gym nasialzug). L eistungskurse in  einem Fach 
w erden  in  zwei, d re i oder v ier Leistungsstufen (A-, 
B-, C-, D -K urs) geführt.

(2) In  den Jahrgangsstufen  5 und 6 ist eine Lei
stungsdifferenzierung in  Leistungskurse nur in  Eng
lisch und  M athem atik ab dem  2. H alb jah r in A usnah
m efällen ab dem 1. Dezember der Jah rgangsstu fe 5 
zulässig. Im  übrigen richten sich L eistungsdifferen
zierung und U nterrichtsangebot nach der S tunden
tafel (§ 8 Abs. 3).

(3) D er Entscheidung über die erste Zuweisung zu 
einem  Leistungskurs sind zugrunde zu legen:
1. die Leistungen im vorhergehenden H alb jahr in  dem 

betreffenden Fach und
2. die pädagogische Beurteilung.
Bei D ifferenzierung eines Faches in  zwei Leistungs
stufen  (A- und B-Kurs) ist die Zuweisung eines Schü
lers in  die obere Leistungsstufe (A-Kurs) zulässig, 
w enn die Leistungen (Satz 1 Nr. 1) in  diesem Fach 
einen N otendurchschnitt von m indestens 3,00 erge
ben haben. Bei D ifferenzierung in drei L eistungsstu
fen (A-, B-, C-Kurs) be träg t der zulässige N oten
durchschnitt m indestens 2,00 fü r die Zuweisung zum  
A -K urs und m indestens 4,00 fü r  die Zuweisung zum  
B-K urs, bei D ifferenzierung in  v ier Leistungsstufen 
(A-, B-, C-, D-Kurs) m indestens 1,50, 3,00 und 4,50.

(4) Die Entscheidung nach Absatz 3 tr ifft ein von 
der Lehrerkonferenz gebildeter Ausschuß, dem  der 
Schulleiter, die das betreffende Fach in der J a h r 
gangsstufe unterrichtenden Fachlehrer und der K las
senleiter angehören. Den Vorsitz fü h rt der Schul
leiter.

(5) F ür die Einstufung in die an te ilin tegrierte Ge
samtschulen ab der Jahrgangsstufe 7 geführten Züge 
gelten die nachfolgenden Regelungen. Zu berücksich
tigen ist bei den zu treffenden Entscheidungen, daß 
gehobene schulische Abschlüsse auch auf dem Weg 
über den qualifizierenden Abschluß der Hauptschule 
und über das berufliche Schulwesen erreicht w erden 
können. Es ist deshalb auch bei E rfüllung der fo rm a
len Leistungskriterien zu prüfen, ob nicht dem Schü
ler auf G rund seines gesam ten Persönlichkeitsbildes 
dieser Bildungsgang em pfohlen w erden sollte.
1. Grundsätzlich sind fü r die Entscheidung über die 

E instufung in den Gym nasial-, Realschul- oder 
Hauptschulzug an teilin tegrierten  Gesamtschulen 
im  Anschluß an die in tegrierte O rientierungsstufe 
maßgebend:
a) die in der Jahrgangsstufe 6 bis zum Schuljahres

ende erzielten Leistungen in Deutsch, Englisch, 
M athem atik sowie Religionslehre, Biologie und 
Erdkunde. Bei beabsichtigtem Schulwechsel in 
ein Musisches Gymnasium ist auch Musik m it 
einzubeziehen;

b) eine pädagogische Beurteilung, die sich insbe
sondere über allgemeines Lernverhalten, L ern 
bereitschaft, Individual- und Sozialverhalten, 
Besonderheiten der körperlichen und gesund
heitlichen Verfassung und erkennbare beson
dere Begabungsrichtungen äußert.

2. F ür die Zuerkennung der Eignung zum Besuch des 
Gymnasialzuges sind die nachfolgend aufgeführten 
Noten maßgebend, die in höchstens einem Fach um 
höchstens eine N otenstufe schlechter sein dürfen:
a) in dem undifferenziert geführten Fach Deutsch 

m indestens die Note „gut“;
b) in Englisch bei D ifferenzierung in drei Lei

stungsstufen m indestens die Note „ausreichend“ 
im A -K urs oder die Note „gut“ im B -K urs (vgl. 
Absatz 3 in V erbindung m it § 6 Abs. 2 und 3);

c) in M athem atik bei D ifferenzierung in drei Lei
stungsstufen m indestens die Note „ausreichend“ 
im A -K urs oder die Note „gut“ im B -K urs;

d) in Religionslehre, Biologie und E rdkunde je 
weils mindestens die Note „ausreichend“ ;

e) in Musik im Fall eines beabsichtigten Wechsels 
in ein Musisches Gymnasium m indestens die 
Note „befriedigend“.
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3. F ür die Zuerkennung der Eignung zum Besuch des 
Realschulzuges sind die nachfolgend genannten No
ten maßgebend, die in  höchstens einem Fach um 
höchstens eine N otenstufe schlechter sein dürfen:
a) in  dem undifferenziert geführten Fach Deutsch 

m indestens die Note „befriedigend“ ;
b) in  Englisch bei D ifferenzierung in  drei Lei

stungsstufen im B -K urs m indestens die Note 
„befriedigend“ oder im  C-Kurs m indestens die 
Note „gut“, wobei der Notendurchschnitt nicht 
schlechter als 2,00 sein darf (vgl. Absatz 3 in Ver
bindung m it § 6 Abs. 2 und 3);

c) in  M athem atik bei D ifferenzierung in drei Lei
stungsstufen im B -K urs m indestens die Note 
„befriedigend“ oder im C-Kurs m indestens die 
Note „gut“, wobei der Notendurchschnitt nicht 
schlechter als 2,00 sein darf;

d) in  Religionslehre, Biologie und E rdkunde jeweils 
m indestens die Note „ausreichend“.

4. Die Eignung fü r den Besuch des Hauptschulzuges 
w ird in allen übrigen Fällen unbeschadet des 
Art. 15 SchPG bestätigt. Dabei ist in der pädagogi
schen B eurteilung vor allem auf besondere erkenn
bare Begabungsrichtungen (z.B. naturw issenschaft
liche, soziokulturelle oder musisch-technische F ä
chergruppierungen) hinzuweisen, um  den Erzie
hungsberechtigten und den Schülern eine O rientie
rungshilfe fü r das W ahlpflichtangebot der H aupt
schule, den qualifizierenden Abschluß und die spä
teren  beruflichen Ausbildungsrichtungen zu geben. 
Bei Schülern m it starken Leistungsausfällen kann 
eine W iederholung der 6. Jahrgangsstufe em pfoh
len werden.

5. Die Eignung fü r einen bestim m ten Zug darf nur 
bestätigt werden, wenn die Bedingungen gemäß 
Num m er 2, 3 oder 4 erfü llt sind und die pädago
gische B eurteilung gemäß Nummer 1 Buchst, b die 
jeweilige Eignung bestätigt.

6. Bei Vorliegen anderer D ifferenzierungsform en 
bzw. einer anderen als der genannten Zahl von 
Leistungsstufen ist Absatz 3 in Verbindung m it § 6 
Abs. 2 und 3 sinngemäß anzuwenden.
(6) Die Entscheidungen nach Absatz 5 tr ifft ein von 

der Lehrerkonferenz gebildeter Ausschuß, dem die in 
der Jahrgangsstufe unterrichtenden Lehrer angehö
ren ; falls kein Lehrer m it abgeschlossener A usbil
dung fü r das Lehram t an Realschulen in der J a h r
gangsstufe 6 unterrichtet, ist ein solcher m it beraten 
der Stim m e beizuziehen. Den Vorsitz füh rt der Schul
leiter.

(7) Die beabsichtigten Einstufungen sind den Erzie
hungsberechtigten unverzüglich m itzuteilen. Im  Falle 
des Abs. 5 muß eine erste Benachrichtigung der E l
te rn  über die voraussichtliche Einstufung spätestens 
jew eils zum 25. A pril erfolgen. Das Zwischen- und 
das Jahreszeugnis muß jeweils einen Verm erk über 
die Einstufung des Schülers im  nächsten H albjahr 
bzw. in  der nächsten Jahrgangsstufe enthalten.

(8) Die Erziehungsberechtigten können eine nied
rigere E instufung bzw. die Einstufung in einen Zug 
m it kürzerer Schullaufbahn als im Zeugnis verm erkt 
w ählen. In diesen Fällen ist den Erziehungsberech
tigten eine eingehende Schullaufbahnberatung anzu
bieten.

§5
Vorrücken

(1) Jeder Schüler einer in tegrierten Gesamtschule 
rückt unbeschadet der Regelung in Absatz 2 zu Be
ginn eines neuen Schuljahres in die nächste J a h r
gangsstufe vor. Die E instufung in der nächsten J a h r
gangsstufe richtet sich nach § 4, die Umstufung nach 
§ 6. Das W iederholen einer Jahrgangsstufe auf fre i
w illiger Grundlage ist möglich; es ist aber nicht zu
lässig,
1. eine Jahrgangsstufe zweimal zu wiederholen,

2. zwei Jahrgangsstufen  nacheinander zu w iederho
len,

3. innerhalb der Jah rgangsstu fen  5 m it 10 öfter als 
zweimal zu w iederholen.
(2) In  die Jahrgangsstufe 10 rücken n u r  Schüler 

vor, die am Ende der Jah rgangsstu fe  9
1. in den K ern- und W ahlpflichtkursen m indestens 

die Note „ausreichend“ und
2. in den Leistungskursen m indestens die E rlaubnis 

zum Besuch des B -K urses
erreicht haben. Die E rlaubn is zum  V orrücken erhä lt 
jedoch auch, w er die V oraussetzungen nach Satz 1 
lediglich in einem K urs nicht e rfü llt; dabei d a rf  die 
geforderte Notengrenze um  höchstens eine N oten
stufe unterschritten w erden.

(3) F ür teilin tegrierte Gesam tschulen gilt folgen
des:
1. In der O rientierungsstufe rück t jed er Schüler von 

der Jahrgangsstufe 5 in  die Jah rgangsstu fe  6 vor. 
Am Ende der Jah rgangsstu fe  6 rück t der Schüler 
in  die Jahrgangsstufe 7 vor und  w ird  auf G rund 
der Entscheidung gem äß § 4 Abs. 5 und  6 in  den 
Hauptschul-, Realschul- oder G ym nasialzug einge
stuft. F ür das W iederholen der Jah rgangsstu fe  5 
und Jahrgangsstufe 6 g ilt A bsatz 1 Satz 3 en tsp re
chend.

2. In  den ab der Jah rgangsstu fe 7 kooperativ  geführ
ten Zügen richtet sich das V orrücken innerhalb  
eines Zuges nach den geltenden V orrückungsbestim 
m ungen fü r die betreffende Schulart. Zuständig  fü r 
die Entscheidung über das V orrücken ist ein  A us
schuß, dem alle in der betreffenden  K lasse u n te r
richtenden Lehrer angehören. Den Vorsitz fü h rt der 
Schulleiter oder ein von ihm  b eau ftrag te r Lehrer. 
W ird die Erlaubnis zum  V orrücken nicht erteilt, so 
ist das Vorrücken in  die nächste Jah rgangsstu fe  
eines anderen Zuges m it kü rzerer Schullaufbahn 
möglich; nähere R egelungen tr if f t  das S taa ts
m inisterium  fü r U nterricht und  K ultus.

§6
U m stufung

(1) Der Wechsel des Leistungskurses in einem  Fach 
m it Leistungsdifferenzierung (Um stufung) ist g rund 
sätzlich nur zum Beginn der 2. H älfte  des Schuljahres 
möglich.

(2) Der Wechsel in einen L eistungskurs m it höherer 
Leistungsstufe (Aufstufung) ist vorzunehm en, w enn 
in einem H albjahr
1. die Leistungen im bisher besuchten Leistungskurs 

m indestens die Note „sehr g u t“ ergeben oder
2. die Leistungen m indestens die Note „gu t“ ergeben 

und nach der pädagogischen B eurteilung eine A uf
stufung gerechtfertigt ist.
(3) Der Wechsel in einen L eistungskurs m it n ied ri

gerer Leistungsstufe (Abstufung) is t vorzunehm en, 
wenn in einem H alb jahr
1 . die Leistungen im bisher besuchten Leistungskurs 

die Note „ungenügend“ ergeben oder
2. die Leistungen die Note „m angelhaft“ ergeben und  

nach der pädagogischen B eurteilung  eine A bstu
fung gerechtfertigt ist.
(4) Die beabsichtigten U m stufungen nach den A b

sätzen 2 und 3 sind den E rziehungsberechtigten u n 
verzüglich mitzuteilen. Im  Zeugnis ist der besuchte 
Leistungskurs einschließlich der erreichten  L ei
stungsstufe sowie die fü r  das nächste H alb jah r oder 
Schuljahr dem Schüler angebotene L eistungsstufe zu 
verm erken. Die Schule soll die E rziehungsberechtig
ten darüber hinaus möglichst frühzeitig  über ein au f
fallendes Absinken der L eistungen des Schülers u n 
terrichten. Die E rziehungsberechtigten können eine 
A ufstufung ablehnen; in  diesen F ällen  ist eine ein
gehende Schullaufbahnberatung anzubieten.
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(5) F ür den Besuch und den Wechsel der W ahl- 
pflichtkurse w ird folgendes bestimm t:
1. Die in der S tundentafel ausgebrachten W ahlpflicht

kurse stehen grundsätzlich jedem Schüler offen. 
Wegen der sich anschließenden Abschlüsse und Be
rechtigungen (§ 7) sind die Erziehungsberechtigten 
bei der W ahl in sinngem äßer Anwendung des § 4 
Abs. 5 zu beraten.

2. Zeigt ein Schüler in zwei aufeinanderfolgenden 
Jah ren  in einem W ahlpflichtkurs m angelhafte oder 
ungenügende Leistungen, so darf er den betreffen
den W ahlpflichtkurs in der nächsthöheren Ja h r
gangsstufe nicht m ehr besuchen. Bei m angelhaften 
Leistungen in zwei aufeinanderfolgenden Jahren  
kann die Schule un ter W ürdigung des gesamten 
Leistungsbildes den Verbleib gestatten.

3. Der Wechsel eines W ahlpflichtkurses ist grundsätz
lich zum Beginn eines Schuljahres, in Ausnahm e
fällen auch zum H alb jahr möglich.

4. Beim Wechsel eines Schülers in einen bereits lau 
fenden m ehrjährigen W ahlpflichtkurs w ird eine 
angemessene Nachholfrist — längstens ein halbes 
Schuljahr — ohne Bewertung der Leistungen zu
gebilligt. Im  Zeugnis w ird ggf. an Stelle einer Note 
eine entsprechende Bemerkung eingetragen.

§7
Abschlüsse

(1) Die in tegrierten Gesamtschulen können folgende 
Abschlüsse verleihen:
1. Nach erfolgreichem Besuch der Jahrgangsstufe 9

— den Hauptschulabschluß (Absatz 4)
— den qualifizierenden Hauptschulabschluß (Ab

satz 5).
2. Nach erfolgreichem Besuch der Jahrgangsstufe 10

— den Realschulabschluß (Absatz 6)
— die Oberstufenreife (Absatz 7).
(2) Maßgebend fü r die Zuerkennung von Abschlüs

sen und Berechtigungen eines Schülers sind
— Dauer des Schulbesuchs
— Leistungen in den K ern- und Leistungskursen
— Beteiligung an W ahlpflichtkursen und die darin  

erzielten Leistungen
— erfolgreiche Teilnahme an Prüfungen.

(3) Die in den einzelnen Fächern nach den Absätzen 
4 m it 7 geforderten Leistungen dürfen in höchstens 
einem Fach um höchstens eine Notenstufe schlechter 
sein.

(4) Den Hauptschulabschluß h a t ein Schüler e r
reicht, wenn er
1. die Jahrgangsstufe 9 entsprechend den ergänzen

den Bestimmungen für die Volksschulen m it Erfolg 
besucht hat;

2. folgende W ahlpflichtkurse m indestens ein Jah r be
sucht hat:
Allgemeine Arbeitslehre 
Soziallehre
zwei einjährige Kurse aus dem Bereich der p rak
tischen Arbeitslehre.
(5) Den qualifizierenden Hauptschulabschluß hat 

ein Schüler erreicht, wenn er
1. die Jahrgangsstufe 9 besucht hat;
2. in den Leistungskursen im zweiten H alb jahr der 

Jahrgangsstufe 9 in den Fächern Deutsch, M athe
m atik und Englisch oder Physik und Chemie bei 
Differenzierung in 4 Leistungsstufen mindestens in 
der vorletzten Leistungsstufe, bei Differenzierung 
in 2 oder 3 Leistungsstufen in der letzten Lei
stungsstufe mindestens die Note „ausreichend“ e r
zielt hat. Physik und Chemie gelten zusammen als 
ein Fach;

3. in der Regel einen jeweils zweijährigen, in  Aus
nahm efällen jedoch m indestens einjährigen Besuch 
folgender W ahlpflichtkurse nachweist:
Allgemeine A rbeitslehre
Soziallehre
2 K urse aus dem Bereich der praktischen A rbeits
lehre.
Dabei muß im Bereich allgem eine und praktische 
A rbeitslehre im Durchschnitt in der Jah rgangs
stufe 9 mindestens die Note „befriedigend“ erzielt 
w orden sein;

4. an der landeseinheitlichen Prüfung für den quali
fizierenden Hauptschulabschluß erfolgreich teilge
nommen hat. Die E rlaubnis zur Teilnahm e setzt die 
Erzielung der Noten nach Num m er 2 voraus.

F ür die Durchführung der Prüfung und die E rstel
lung des Abschlußzeugnisses gelten die zu Ab
schnitt VI ASchO erlassenen ergänzenden Bestim 
m ungen fü r die Volksschulen entsprechend.

(6) Den Realschulabschluß ha t ein Schüler erreicht, 
w enn er
1. die Jahrgangsstufe 10 (vgl. § 5 Abs. 2) besucht hat;
2. in den K ernkursen der Jahrgangsstufe 10 m it Aus

nahm e von Musik und Sport mindestens die Note 
„ausreichend“ erzielt hat;

3. in den Leistungskursen der Jahrgangsstufe 10 in 
der ersten  (A-Kurs) oder zweiten Leistungsstufe 
(B-Kurs) m indestens die Note „ausreichend“ erzielt 
hat;

4. folgende W ahlpflichtkurse besucht hat: 
zwei einjährige Kurse aus dem Bereich 
K unsterziehung
W erken
H andarbeit/Text. G estalten 
H ausw irtschaft 
je  einen einjährigen K urs 
K urzschrift oder M aschinenschreiben 
E rdkunde (in der Jahrgangsstufe 10) 
Erziehungskunde 
W irtschafts- und Rechtslehre 
sowie zusätzlich entw eder
a) einen w eiteren K urs Kurzschrift oder einen 

K urs Maschinenschreiben
drei aufbauende K urse Technisches Zeichen 
drei je einstündige zusätzliche aufbauende 
K urse in Physik 
oder

b) einen w eiteren K urs W irtschafts- und Rechts
lehre
einen dreijährigen K urs
Rechnungswesen
einen w eiteren K urs Kurzschrift
drei weitere K urse M aschinenschreiben
(von Mädchen kann dabei an Stelle von Chemie
das Fach H ausw irtschaft gew ählt werden)
oder

c) W ahlpflichtkurse im Umfang von mindestens 15 
W ochenstunden aus m indestens zwei der Fächer 
K unsterziehung
W erken
Technisches Zeichnen 
Musik 
Sozialarbeit 
Sport
Hausw irtschaft 
Textiles Gestalten
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An Stelle von jeweils 5 S tunden der genannten 
W ahlpflichtkurse kann auch ein fünfstündiger 
W ahlpflichtkurs „zweite Frem dsprache“ treten.
In  der Jahrgangsstufe 10 muß in den W ahlpflicht
kursen m indestens jeweils die Note „ausreichend“ 
erreicht sein.

5. sich der landeseinheitlichen P rüfung fü r den Real
schulabschluß erfolgreich unterzogen hat. F ü r die 
D urchführung der P rüfung und die Erstellung des 
Abschlußzeugnisses gelten die zu A bschnitt VI 
ASchO erlassenen ergänzenden Bestim m ungen fü r 
die Realschulen.
(7) Die O berstufenreife — Erlaubnis zum E in tritt 

in die Jahrgangsstufe 11 eines Gymnasiums — h at ein 
Schüler erreicht, wenn er
1. die Jahrgangsstufe 10 (vgl. § 5 Abs. 2) besucht hat;
2. in den K ernkursen der Jahrgangsstufe 10 m it Aus

nahm e von Musik und Sport mindestens die Note 
„ausreichend“ erzielt hat; die Ausnahm e „M usik“ 
gilt nicht bei E in tritt in die Jahrgangsstufe 11 
eines Musischen Gymnasiums;

3. in den Leistungskursen der Jahrgangsstufe 10 in 
der 1. Leistungsstufe (A-Kurs) mindestens die Note 
„ausreichend“ oder in der 2. Leistungsstufe (B- 
Kurs) m indestens die Note „gut“ erzielt hat;

4. folgende W ahlpflichtkurse besucht hat:
— Kurse in  einer zweiten Fremdsprache (E, L oder 

F) m indestens im Gesam tum fang von 14 Wo
chenstunden

— zwei zusätzliche einstündige Kurse Biologie
— einen zusätzlichen K urs in Erdkunde
— drei zusätzliche Kurse Kunsterziehung oder 

W irtschaftslehre
sowie zusätzlich entw eder
a) eine d ritte  Frem dsprache im Umfang von 10 

W ochenstunden
oder

b) einen zusätzlichen Kurs Chemie 
einen zusätzlichen Kurs Physik 
zw eijährige Übungen in Physik und Chemie von 
zusamm en 4 W ochenstunden
oder

c) drei Kurse W irtschafts- und Rechtslehre
zwei Kurse Betriebswirtschaftliches Rechnungs
wesen
oder (nur fü r Mädchen)

d) zwei zusätzliche K urse Chemie
zwei zusätzliche Kurse H ausw irtschaft
einen zusätzlichen K urs Sozialkunde
einen w eiteren zusätzlichen einstündigen Kurs
Biologie
oder

e) v ier zusätzliche K urse Musik m it zusammen 8 
W ochenstunden
zwei zusätzliche K urse in K unsterziehung m it
zusamm en 4 W ochenstunden
zwei zusätzliche einstündige K urse in Deutsch.

In der Jahrgangsstufe 10 muß in den W ahlpflicht
kursen mindestens jeweils die Note „ausreichend“ 
erreicht sein.
(8) Bei der Erstellung von Abgangszeugnissen in 

den Jahrgangsstufen 5 m it 9 und der dabei erforder
lichen Feststellung der Eignung eines Schülers für 
den E in tritt in Hauptschule, Realschule oder G ym na
sium  sind
— in den Jahrgangsstufen 5 und 6 § 4 Abs. 5 unm it

te lb ar
— in den Jahrgangsstufen 7 m it 9 die Abs. 2 bis 7 

entsprechend anzuwenden.

(9) Der Wechsel zwischen den Zügen der te ilin te
grierten Gesamtschule in den Jahrgangsstufen 7 m it 
10 wird gesondert geregelt.

§8
Ausführungsbestimmungen, 

Stundentafeln, Lehrpläne

(1) Das Staatsm inisterium  fü r U nterricht und K ul
tus erläßt im Rahmen dieser Schulordnung die erfo r
derlichen Ausführungsbestimmungen.

(2) Das Staatsm inisterium  für U nterricht und K ul
tus befindet darüber, ob und inwieweit aus besonde
ren schulversuchsbedingten G ründen Abweichungen 
von den Vorschriften dieser Schulordnung zulässig 
sein sollen. Die im Vollzug des § 7 der in § 9 Nr. 1 
genannten Schulordnung genehmigten A usnahm en 
bleiben in K raft.

(3) Das Staatsm inisterium  für U nterricht und K ul
tus erläßt fü r die Schulversuche m it der integrierten 
und teilintegrierten Gesamtschule die erforderlichen 
Stundentafeln und Lehrpläne; die Stundentafel fü r 
die Jahrgangsstufen 5 bis 8 der integrierten G esam t
schule einschließlich der Jahrgangsstufen 5 und 6 der 
teilintegrierten Gesamtschulen enthält die Anlage zu 
dieser Schulordnung.

§9
Aufhebung von Vorschriften

Mit dem Inkrafttre ten  dieser Verordnung tre ten  
außer K raft:
1. Schulordnung über die Aufnahme, Einstufung und  

Umstufung sowie das Vorrücken der Schüler an den 
staatlichen integrierten und teilintegrierten Ge
samtschulen vom 18. Jan u ar 1973 (GVB1 S. 35), ge
ändert durch Verordnung vom 3. April 1974 (GVB1
S. 231);

2. § 4 der Verordnung über die Errichtung der G e
samtschule Schwabmünchen vom 28. Ju li 1971 
(GVB1 S. 265), geändert durch Verordnung vom 
18. Jan u ar 1973 (GVB1 S. 35);

3. § 4 der Verordnung über die Errichtung der G e
samtschule Treuchtlingen vom 10. August 1971 
(GVB1 S. 296), geändert durch Verordnung vom 
18. Jan u ar 1973 (GVB1S. 35);

4. § 4 der Verordnung über die Errichtung der G e
samtschule Hollfeld vom 28. Jun i 1972 (GVB1 S.307), 
geändert durch Verordnung vom 18. Jan u ar 1973 
(GVB1 S. 35);

5. Bekanntmachung über A usführungsbestim m ungen 
zur Schulordnung über die Aufnahme, Einstufung 
und Umstufung sowie das Vorrücken der Schüler 
an den staatlichen integrierten und teilintegrierten 
Gesamtschulen vom 10.4.1973 (KMB1S. 425);

6. Bekanntmachung über die an den Gesamtschulen 
Schwabmünchen und Treuchtlingen geltende S tun 
dentafel fü r die 5. und 6. Jahrgangsstufe vom 
29. Septem ber 1971 (KMB1 S. 1041);

7. erster Absatz (Stundentafel) der Bekanntm achung 
über Stundentafel und Erprobung von Lehrplänen 
fü r die 7. Jahrgangsstufe der staatlichen in tegrier
ten Gesamtschulen vom 4. Oktober 1973 (KMB1 
S. 1481).

§11
Inkrafttre ten

Diese Verordnung tr itt am 1. August 1974 in K raft.

München, 1. August 1974
Bayerisches Staatsministerium 

für Unterricht und Kultus
Prof. Hans M a i e r ,  S taatsm inister
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Anlage

zur Schulordnung fü r die integrierten und teilinte
grierten Gesamtschulen

S t u n d e n t a f e l  
fü r die

Jahrgangsstufen 5—8 
an integrierten Gesamtschulen 

1. Jahrgangsstufen 5 und 6 (Orientierungsstufe) 
Religionslehre 2 Wochenstunden
Deutsch 5 Wochenstunden
Frem dsprache 5 W ochenstunden
M athem atik 5 W ochenstunden
Physik/Chemie
Biologie
Erdkunde
Musik
Kunsterziehung 
H andarbeit/H ausw irtschaft 
oder Technisches W erken 
Sport

1 Wochenstunde
2 W ochenstunden 
2 Wochenstunden 
2 Wochenstunden 
2 Wochenstunden

2 Wochenstunden 
2 W ochenstunden

Hinzu kommen 2 W ochenstunden differenzierter 
Sportunterricht an einem Nachmittag.
Je  nach den Bedürfnissen wird für einen Teil der 
Schüler Ergänzungsunterricht angeboten. 
H andarbeit/H ausw irtschaft und Technisches W erken 
sind W ahlpflichtfächer; sie können jeweils von Schü
lerinnen und Schülern gew ählt werden.
Als Fremdsprache w ird in der Orientierungsstufe 
Englisch oder Latein angeboten.
Ergänzungsunterricht dient zusätzlichen Förderm aß
nahm en (z. B. Behebung von Lernschwierigkeiten, 
Lifkurs) in den Fächern Deutsch, Fremdsprache oder 
M athem atik. Den Schulen w ird dafür pro Klasse in 
der O rientierungsstufe eine Lehrerstunde zugebilligt.

2. Jahrgangsstufen 7 und 8

K ernkurse
Fach
Religionslehre
Geschichte

7. Jahrgangsstufe 
2 Wochenstunden 
2 Wochenstunden

8. Jahrgangsstufe 
2 Wochenstunden 
2 Wochenstunden

Erdkunde
Biologie

Musik
Kunsterziehung

•3 Wochenstunden 
(Epochenunter
richt empfohlen)

■3 Wochenstunden 
(Epochenunter
richt empfohlen)

t3 Wochenstunden 
’  (Epochenunter
richt empfohlen)

1 Wochenstunde

Sport 2 W ochenstunden 2 Wochenstunden
Hinzu kommen 2 W ochenstunden differenzierter 
Sportunterricht an einem Nachmittag.
Leistungskurse
Fach
Deutsch
Englisch
M athem atik
Physik
Chemie

7. Jahrgangsstufe 
4 W ochenstunden 
4 W ochenstunden 
4 W ochenstunden 
1 Wochenstunde 
1 Wochenstunde

8. Jahrgangsstufe 
4 W ochenstunden 
4 W ochenstunden 
4 W ochenstunden 
1 Wochenstunde 
1 Wochenstunde

W ahlpflichtkurse
Fach 7. Jahrgangsstufe 8. Jahrgangsstufe
2. Fremdsprache
(Latein,
Französisch) 5 W ochenstunden 5 Wochenstunden

2 W ochenstunden 2 W ochenstunden
1 Wochenstunde 1 Wochenstunde

— 2 W ochenstunden

2 W ochenstunden 2 W ochenstunden

2 W ochenstunden 2 W ochenstunden

2 W ochenstunden 2 W ochenstunden 
2 W ochenstunden 2 W ochenstunden

— 1 und 2 W ochenstunden

Allgemeine
A rbeitslehre
Soziallehre
K unsterziehung
Technisches
Zeichnen
Technisches
W erken
H andarbeit/ 
Text. G estalten
H ausw irtschaft
Kurzschrift
M aschinen
schreiben
W irtschafts- 
u. Rechtslehre

2 W ochenstunden 

2 W ochenstunden
Rechnungs
wesen (W irt
schaftsrechnen,
Buchführung) — 3 W ochenstunden
Physik — 1 Wochenstunde
W eitere W ahlpflichtkurse können nach den E rforder
nissen des § 7 Abs. 5 und 6 noch hinzukommen.
Aus dem W ahlpflichtangebot sind in der 7. J a h r 
gangsstufe W ahlpflichtkurse im Umfang von m inde
stens 4 Wochenstunden, in der 8. Jahrgangsstufe von 
m indestens 7 W ochenstunden auszuwählen. Der ein- 
stündige W ahlpflichtkurs in  K urzschrift kann n u r im 
Fall des § 7 Abs. 6 Nr. 4 Buchst, b gew ählt werden.

Verordnung
über die Errichtung staatlicher Berufsober

schulen in Altötting, Kempten, Landshut 
und Passau 

Vom 6. A ugust 1974
Auf G rund des Art. 5 Abs. 1 des Gesetzes über das 

Erziehungs- und U nterrichtsw esen vom 9. März 1960 
(GVB1 S. 19), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. Ju n i 1972 (GVB1 S. 189), in V erbindung m it § 1 der 
V erordnung über die E inrichtung staatlicher B ehör
den vom 31. März 1954 (BayBS I S. 37) erläßt das 
Bayerische S taatsm inisterium  fü r U nterricht und 
K ultus folgende V erordnung:

§1
Mit W irkung vom 1. August 1974 w erden folgende 

staatliche Berufsoberschulen errichtet:
a) 1 Berufsoberschule der Ausbildungsrichtung Tech

n ik  und Gewerbe in A ltötting
b) 1 Berufsoberschule der Ausbildungsrichtung Tech

nik und Gewerbe in K em pten
c) 1 Berufsoberschule der Ausbildungsrichtung L and

w irtschaft in L andshut
d) 1 Berufsoberschule der Ausbildungsrichtung W irt

schaft in Passau.
§2

Die Staatliche Berufsoberschule A ltötting w ird u n 
te r gem einsam er Leitung in Verbindung m it der 
S taatlichen gewerblichen, kaufm ännischen und h au s
wirtschaftlichen Berufsschule m it Berufsaufbauschule 
Altötting, die Staatliche Berufsoberschule K em pten 
in  V erbindung m it der S taatlichen gewerblichen, 
kaufm ännischen und hauswirtschaftlichen B erufs
schule m it Berufsaufbauschule Kempten, die S taa t
liche Berufsoberschule Landshut in V erbindung m it 
der S taatlichen landwirtschaftlichen Berufsschule m it 
Berufsaufbauschule Landshut und die S taatliche Be-
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rufsoberschule Passau in V erbindung m it der S taa t
lichen W irtschaftsschule Passau geführt.

§3
Träger des Schulaufwands im Sinne des Art. 4 Abs. 1 

und des Art. 61 Abs. 2 des Gesetzes über das beru f
liche Schulwesen vom 15. Jun i 1972 (GVB1 S. 189) ist 
bei der S taatlichen Berufsoberschule A ltötting der 
Landkreis Altötting, bei der Staatlichen Berufsober
schule K em pten die S tad t Kempten, bei der S taa t
lichen Berufsoberschule Landshut der Landkreis 
Landshut und bei der Staatlichen Berufsoberschule 
Passau die S tad t Passau.

§4
(1) Die Schulaufsicht w ird vom Staatsm inisterium  

fü r U nterricht und K ultus ausgeübt.
(2) Die örtlich zuständige Regierung ist Vorgesetzte 

Behörde im Sinne der Reichswirtschaftsbestim m un
gen.

(3) Die Aufgaben der Gesundheitsaufsicht und der 
Bauaufsicht w erden der örtlich zuständigen Regie
rung übertragen.

§5
Diese Verordnung tr i t t  m it W irkung vom 1. Au

gust 1974 in K raft.
München, den 6. August 1974

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

I. V. L a u e r b a c h ,  S taatssekretär

Verordnung
über die Bestimmung des Landratsamtes Ost
allgäu als zustimdige Behörde zur Festsetzung 
eines Wasserschutzgebiets in den Gemeinden 
Großkitzighofen (Landkreis Ostallgäu, Regie
rungsbezirk Schwaben) und Holzhausen b. 
Buchloe (Landkreis Landsberg a. Lech, Regie
rungsbezirk Oberbayern) für die öffentliche 
Wasserversorgung der Gemeinden Kleinkit- 

zighofen und Großkitzighofen
Vom 14. August 1974

Auf G rund des Art. 75 Abs. 3 Satz 1 des Bayeri
schen Wassergesetzes in der Fassung der Bekannt
machung vom 7. Dezember 1970 (GVB1 1971 S. 41), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Jun i 1974 
(GVB1 S. 245), erläß t das Bayerische S taatsm iniste
rium  des Innern  folgende Verordnung:

§ 1
Das Landratsam t Ostallgäu w ird als zuständige Be

hörde fü r den Erlaß, die Änderung und die A ufhe
bung einer V erordnung zur Festsetzung eines Was
serschutzgebiets fü r die öffentliche W asserversor
gung der Gemeinden Kleinkitzighofen und G roß
kitzighofen in den Gem arkungen Großkitzighofen 
(Landkreis Ostallgäu) und Holzhausen (Landkreis 
Landsberg a. Lech) bestimmt.

§ 2
Diese Verordnung tr i t t  am 1. Oktober 1974 in 

K raft.

München, den 14. August 1974

Bayerisches Staatsministerium des Innern
I. V. K i e s 1, S taatssekretär

Verordnung
über die Zuständigkeit für die Festsetzung der 
Dienstbezüge und der Beihilfen, für die An
weisung der Dienstbezüge sowie für die Ge
währung und Versagung von Jubiläumszu
wendungen im Geschäftsbereich des Bayeri
schen Staatsministeriums für Landesentwick

lung und Umweltfragen
Vom 16. August 1974

Auf Grund von Art. 4 Abs. 1 Satz 2, Art. 47 Abs. 1 
Satz 3 und Abs. 2 und Art. 37 Satz 2 des Bayerischen 
Besoldungsgesetzes sowie Art. 88 a des Bayerischen 
Beamtengesetzes in Verbindung m it § 7 Satz 2 der 
Jubiläum szuw endungsverordnung vom 23. Dezember 
1971 (GVB1 S. 476) erläß t das Bayerische Staatsm ini
sterium  fü r Landesentwicklung und Umweltfragen 
im Einvernehm en m it dem Bayerischen Staatsm ini
sterium  der Finanzen folgende Verordnung:

§ 1
(1) Die Befugnis, das Besoldungsdienstalter und 

die Dienstbezüge festzusetzen sowie die Dienstbezüge 
anzuweisen, w ird übertragen
a) fü r die Beamten der Bayerischen Biologischen 

Versuchsanstalt dem Bayerischen Geologischen 
Landesam t;

b) fü r die Beamten des Bayerischen Geologischen 
Landesam tes dem Bayerischen Geologischen Lan
desamt;

c) fü r die Beamten des Bayerischen Landesam tes für 
Umweltschutz dem Bayerischen Landesam t für 
Umweltschutz;

d) fü r die im Geschäftsbereich der Landesentwick
lung und der Um weltfragen bei den Regierungen 
tätigen Beamten den Regierungen.

(2) Die Festsetzung des Besoldungsdienstalters und 
der Dienstbezüge sowie die Anweisung der Dienst
bezüge fü r die L eiter'der in Absatz 1 Buchst, a bis c 
genannten Behörden nim m t das Staatsm inisterium  
fü r Landesentwicklung und Um weltfragen vor.

§ 2
(1) Die Befugnis, die Beihilfen in K rankheits-, Ge- 

burts- und Todesfällen festzusetzen, w ird übertra
gen
a) fü r die Beamten der Bayerischen Biologischen 

Versuchsanstalt dem Bayerischen Geologischen 
Landesam t;

b) fü r die Beamten des Bayerischen Geologischen 
Landesam tes dem Bayerischen Geologischen Lan
desamt;

c) fü r die Beamten des Bayerischen Landesam tes für 
Umweltschutz dem Bayerischen Landesam t fü r 
Umweltschutz;

d) fü r die im Geschäftsbereich der Landesentwick
lung und der Um weltfragen bei den Regierungen 
tätigen Beam ten den Regierungen.

(2) F ür die Befugnis, die Beihilfen der D ienstanfän
ger, der Angestellten, A rbeiter und Lehrlinge fest
zusetzen, gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 3
(1) Die Entscheidung über die Gewährung und Ver

sagung von Jubiläum szuwendungen w ird übertragen
a) fü r die Beamten der Bayerischen Biologischen 

Versuchsanstalt dem Bayerischen Geologischen 
Landesam t;

b) fü r die Beamten des Bayerischen Geologischen 
Landesam tes dem Bayerischen Geologischen Lan
desamt;
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c) fü r die B eam ten des B ayerischen Landesam tes fü r 
U m weltschutz dem  B ayerischen Landesam t fü r 
Um weltschutz;

d) fü r die im  G eschäftsbereich der Landesentwick
lung und  der U m w eltfragen bei den Regierungen 
tätigen B eam ten den Regierungen.

(2) F ü r die L eiter d er in  A bsatz 1 Buchst, a bis c 
genannten B ehörden tr if f t  d ie  in  Absatz 1 genannte 
Entscheidung das S taa tsm in iste rium  fü r  Landesent
wicklung und  U m w eltfragen.

§ 4
Die Z uständigkeit d e r Bezirksfinanzdirektionen 

des Landes B ayern  fü r  die Festsetzung des örtlichen 
M ietw ertes d e r  D ienstw ohnungen und  der Dienst
w ohnungsvergütung b le ib t u nberüh rt.

§ 5
(1) Diese V erordnung t r i t t  am  1. Oktober 1974 in 

K raft.
(2) Gleichzeitig tr i t t  die V erordnung über die Zu

ständigkeit fü r die Festsetzung der Dienstbezüge und 
der Beihilfen, fü r  die A nw eisung der Dienstbezüge 
sowie fü r  die G ew ährung  und  V ersagung von Jub i
läum szuw endungen im  G eschäftsbereich des Bayeri
schen S taa tsm in iste rium s fü r  Landesentwicklung und 
U m w eltfragen vom  22. S eptem ber 1971 (GVB1 S. 366), 
geändert durch V erordnung vom 13. März 1972 
(GVB1 S. 162), außer K raft.
München, den 16. A ugust 1974

B ayerisches Staatsm inisterium  für 
L andesentw icklung und U m weltfragen

I. V. D i c k, S taa tssekre tär

Verordnung
über die A nerkennung als Kur- oder 

Erholungsort und über die Errichtung 
des Bayerischen Fachausschusses für Kurorte,

Erholungsorte und H eilbrunnen (AnerkV)
Vom 20. A ugust 1974

Auf G rund des A rt. 7 Abs. 4 Satz 5 des Kommunal
abgabengesetzes (KAG) vom 26. M ärz 1974 (GVB1 
S. 109, ber. S. 252) e rläß t das Bayerische S taatsm i
nisterium  des Inn ern  im  Einvernehm en m it den 
Bayerischen S taa tsm in iste rien  fü r  W irtschaft und 
V erkehr und  fü r  A rbeit und  Sozialordnung folgende 
V erordnung:

1. A bschnitt
A nerkennung von Kurorten  

§1
G rundsatz fü r K urorte

(1) G em einden und  G em eindeteile können als Heil
bad (§ 3), K neippheilbad (§ 4), K neippkurort (§ 5), 
heilklim atischer K u ro rt (§ 6) oder L uftkuro rt (§ 7) 
(Kurorte) an e rk an n t w erden, w enn die in den §§ 2 
bis 7 genannten  V oraussetzungen erfü llt sind.

(2) In A usnahm efällen  kann  die A nerkennung auf 
zwei der in A bsatz 1 genannten  Bezeichnungen er
streckt w erden.

§ 2
Allgem eine V oraussetzungen

(1) K urorte  (§ 1 Abs. 1) m üssen über natürliche, 
wissenschaftlich an erk an n te  und  bew ährte  Heilmittel 
des Bodens oder des K lim as oder über wissenschaft
lich anerkann te  hydro therapeutische H eilverfahren 
verfügen und  entsprechend den fü r  die Artbezeich
nung (§§ 3 bis 7) festgelegten Voraussetzungen aus

reichende artgem äße K ureinrichtungen und einen 
der Artbezeichnung gem äßen K urortcharak ter b e 
sitzen. Die H auptheilanzeigen und Gegenanzeigen 
m üssen wissenschaftlich anerkann t und auf übliche 
Weise bekanntgegeben sein.

(2) Bei jeder Anerkennung (§§ 3 bis 7) sind die im 
K ur- und Bäderwesen allgem ein anerkannten  G rund 
sätze zu beachten. Als allgem ein anerkannte G rund
sätze gelten insbesondere die Begriffsbestim m ungen, 
die das S taatsm inisterium  des Innern  im E inverneh
m en m it den Staatsm inisterien fü r W irtschaft und 
V erkehr und fü r A rbeit und Sozialordnung durch öf
fentliche Bekanntm achung einführt.

§3
Heilbad

Heilbad (Mineral-, Therm al- oder Moorheilbad) ist 
ein K urort,
1. der ein natürliches, wissenschaftlich anerkanntes 

und bew ährtes Heilmittel des Bodens besitzt,
2. der über grundsätzlich um fassende, verschieden

artige und leistungsfähige Einrichtungen zur A n
wendung des H eilm ittels verfüg t und

3. dessen Klima periodisch überp rü ft w ird und die 
Gesundungs- und Erholungsmöglichkeiten u n te r
stützt.

§4
K neippheilbad 

K neippheilbad ist ein K urort,
1. der über grundsätzlich um fassende Einrichtungen 

zur D urchführung einer wissenschaftlich anerkann 
ten hydrotherapeutischen K ur und über eine g rö
ßere Anzahl leistungsfähiger K urbetriebe verfügt,

2. dessen Klima periodisch überp rü ft w ird und die 
Gesundungs- und Erholungsmöglichkeiten u n te r
stü tzt und

3. der sich mindestens 10 Ja h re  als K neippkurort b e 
w ährt hat.

§5
K neippkurort

K neippkurort ist ein K urort,
1. der über verschiedenartige E inrichtungen zur 

Durchführung einer wissenschaftlich anerkann ten  
hydrotherapeutischen K ur und über m indestens 
drei leistungsfähige K urbetriebe verfügt und

2. dessen Klima periodisch überp rü ft w ird und  die 
Gesundungs- und Erholungsmöglichkeiten u n te r
stützt.

§6
Heilklim atischer K urort 

Heilklim atischer K urort ist ein K urort,
1. der ein Klima besitzt, dessen besondere Eignung 

fü r die therapeutische Anwendung wissenschaftlich 
anerkannt und bew ährt ist,

2. dessen klimatische Eigenschaften durch eine K lim a
station laufend überw acht w erden und

3. der über grundsätzlich umfassende, verschieden
artige, leistungsfähige Einrichtungen zur A nw en
dung des Heilm ittels verfügt.

§7
L uftkurort

L uftkurort ist ein K urort,
1. der ein wissenschaftlich anerkanntes und bew ähr

tes therapeutisch anw endbares Klima besitzt, des
sen Eigenschaften periodisch überp rü ft w erden und

2. der über geeignete Einrichtungen zur Anwendung 
des Heilm ittels verfügt.
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2. Abschnitt
Anerkennung von Erholungsorten 

§8
A nerkennungsvoraussetzungen für Erholungsorte
(1) Eine Gemeinde oder ein Gemeindeteil kann als 

E rholungsort anerkannt werden, wenn
1. eine landschaftlich bevorzugte und klimatisch gün

stige Lage gegeben ist,
2. fü r  d ie Erholung neben einem entsprechenden O rts

charak ter geeignete Einrichtungen vorhanden sind 
und

3. die durchschnittliche A ufenthaltsdauer der Gäste 
in d e r Regel m indestens 5 Tage beträgt.
(2) Bei der A nerkennung sind die im Frem denver

keh r allgem ein anerkannten  G rundsätze zu beachten. 
§ 2 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

3. Abschnitt 
Verfahren

§9
A ntrag

(1) Die A nerkennung setzt einen A ntrag der Ge
m einde voraus. Der A ntrag ist zu begründen und 
über die Rechtsaufsichtsbehörde einzureichen. Dem 
A ntrag  sind beizufügen:
1. eine A bschrift des Gemeinderatsbeschlusses,
2. ein Gutachten des Gesundheitsam ts über die all

gem einen hygienischen Verhältnisse,
3. die je  nach der bean tragten  A nerkennung erfor

derlichen Unterlagen, Analysen oder Gutachten 
ärztlicher, balneologischer, klimatologischer und 
hydrologischer Art,

4. ein Verzeichnis der bestehenden K ur- und Erho
lungseinrichtungen m it Lageplan und E rläu terun
gen.
(2) W eitere Unterlagen und Nachweise können ge

fo rdert werden.
§ 1 0

Auflagen, Befristung
(1) Die A nerkennung kann befristet und un ter Auf

lagen ausgesprochen werden. H ierbei können insbe
sondere Betriebs- und Überwachungspflichten ein
schließlich periodischer K ontrollm aßnahm en festge
legt werden.

(2) Zur Sicherung des Fortbestandes der jeweiligen 
A nerkennungsvoraussetzungen können Auflagen 
auch nachträglich verfügt werden.

§11
Aufhebung der Anerkennung

(1) Die A nerkennung kann w iderrufen werden, 
w enn eine ih rer Voraussetzungen nicht m ehr gege
ben ist oder eine Auflage nicht erfü llt wurde.

(2) D er W iderruf ist auszusprechen, wenn eine w e
sentliche sachliche Voraussetzung fü r die A nerken
nung nicht nur vorübergehend entfallen ist.

§12
Veröffentlichung

Die Anerkennung und deren Aufhebung werden 
nach E in tritt der U nanfechtbarkeit der Entscheidung 
im Staatsanzeiger bekanntgem acht.

4. Abschnitt
Verwendung der Bezeichnung

§13
Verwendung

(1) Die allgemeine Bezeichnung „K urort“, eine A rt
bezeichnung nach § 1 — m it oder ohne Zusatz des

H auptkurm ittels (§ 3) —, die Bezeichnung „Erho
lungsort“ und im F alle  der A nerkennung als H eilbad 
oder K neippheilbad die Bezeichnung „B ad“ dürfen  
dem Namen einer G em einde oder eines G em einde
teils nur beigefügt w erden, w enn die A nerkennung 
vorliegt.

(2) Andere Bezeichnungen als die in  Absatz 1 ge
nannten dürfen dem  N am en einer G em einde oder 
eines Gemeindeteils n icht beigefügt w erden, w enn 
sie geeignet sind, eine Q ualifikation  nach §§ 3 bis 8 
vorzutäuschen oder w enn dabei die G efahr einer V er
wechslung m it einer der in  A bsatz 1 genannten Be
zeichnungen entstehen könnte.

5. Abschnitt 
Fachausschuß 

§ 14
Errichtung und  Zusam m ensetzung

(1) Beim S taatsm in isterium  des Inn ern  w ird  ein 
in  seiner gutachtlichen T ätigkeit unabhängiger Fach
ausschuß errichtet. E r fü h rt die Bezeichnung „Baye
rischer Fachausschuß fü r  K urorte , E rholungsorte und 
H eilbrunnen“.

(2) In dem Fachausschuß sind neben dem  S taa ts
m inisterium  des Innern , den S taatsm in isterien  fü r  
W irtschaft und V erkehr und  fü r  A rbeit und Sozial
ordnung folgende S tellen  m it je  einem  M itglied v e r
treten:

1. das Institu t fü r medizinische Balneologie und K li
matologie der U niversität M ünchen,

2. das Institu t fü r W asserchemie und chemische B al
neologie der Technischen U niversität München,

3. die Landesärztekam m er,
4. der Deutsche W etterd ienst (jeweils fü r ih ren  

Dienstbereich das W etteram t M ünchen oder das 
W etteram t N ürnberg),

5. der L andesfrem denverkehrsverband B ayern  e. V.,
6. jeweils fü r seinen Bereich, der regionale F rem 

denverkehrsverband M ünchen-O berbayern, A ll- 
gäu-Bayerisch-Schwaben, O stbayern  oder F ra n 
ken,

7. der Bayerische H otel- und  G aststä ttenverband  
e.V.,

8. der Bayerische H eilbäderverband  e. V.,
9. die A rbeitsgem einschaft der bayerischen L andes

versicherungsanstalten,
10. der Bayerische S täd teverband ,
11. der Bayerische G em eindetag.

(3) Die fachlichen M itglieder und ih re  S te llv ertre te r 
w erden vom S taatsm in isterium  des Innern  im  E in
vernehm en m it den S taa tsm in iste rien  fü r  W irtschaft 
und Verkehr und fü r A rbeit und  Sozialordnung nach 
Einholung von Vorschlägen der in Absatz 2 Nrn. 1 bis 
11 aufgeführten S tellen au f d re i Ja h re  berufen.

(4) Die Tätigkeit im  Fachausschuß ist ehrenam tlich. 
Der Aufwand w ird nach M aßgabe der Reisekosten
stufe B des Bayerischen Reisekostengesetzes abge
golten, sofern den M itgliedern keine höhere Reise
kostenstufe zusteht.

§ 15
A ufgaben

(1) Der Fachausschuß e rs ta tte t G utachten, insbe
sondere zu A nträgen auf A nerkennung und A berken
nung nach dieser V erordnung.

(2) Bei B estätigungsanträgen nach A rt. 28 Abs. 7 
KAG hat der Fachausschuß bera tende Funktion.

§ 16
Einberufung und G eschäftsordnung 

(1) Der Fachausschuß w ird  vom S taatsm in isterium  
des Innern einberufen. Den Vorsitz fü h rt der Ver-
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t r e te r  des S ta a tsm in is te r iu m s  des In n ern . S te llv e r
tre te n d e  V o rsitzen d e  s in d  d ie  V e r tre te r  d e r  S ta a ts 
m in is te r ie n  fü r  W irtsch a ft u n d  V e rk eh r un d  fü r A r
b e it u n d  S oz ia lo rdnung .

(2) D er F achausschuß  g ib t sich e in e  G eschäftsord
nung , d ie  d e r  G en eh m ig u n g  b ed a rf . D ie G enehm i
gung  e r te il t  d as  S ta a tsm in is te r iu m  des In n e rn  im  
E in v e rn e h m en  m it d en  S ta a tsm in is te r ie n  fü r  W irt
sch aft u n d  V e rk e h r u n d  f ü r  A rb e it und  Sozialord
nung .

(3) Je d e s  M itg lied  des Fachausschusses h a t eine 
S tim m e. A n  d e r  A b stim m u n g  ü b e r  den  In h a lt der 
vom  F achausschuß  zu  e rs te lle n d e n  G utach ten  w irken  
d ie  V e r tre te r  d e r  S ta a tsm in is te r ie n  des Innern , fü r  
W irtsch a ft u n d  V e rk e h r u n d  fü r  A rb e it un d  Sozial
o rd n u n g  n ich t m it.

Reg.-Bez. Landkreis

O berbayern Berchtesgadener 
Land

Dachau

Ebersberg

6. A bschnitt 
Inkrafttreten

§ 17
In k r a f t t r e te n

D iese V e ro rd n u n g  t r i t t  am  1. S ep tem ber 1974 in  
K ra ft.
M ünchen, d en  20. A u g u st 1974

B ayerisches Staatsm inisterium  des Innern
I. V. K  i e s 1 , S ta a ts se k re tä r

Eichstätt

Erding

Freising

Vierte Verordnung
über Zuständigkeiten im  A usw eis- und 

Paßw esen  
Vom 27. A ugust 1974

A uf G ru n d  des § 2 A bs. 2 u n d  des § 11 a Abs. 2 N r. 1 
des G esetzes z u r  A u sfü h ru n g  des G esetzes ü b e r P e r 
so n a lau sw eise  u n d  des G esetzes ü b e r  das P aßw esen  
(A G P ersP aßG ) in  d e r  F a ssu n g  d e r  B ekann tm achung  
vom  2. D ezem ber 1970 (GVB1 1971 S. 9), geän d ert 
d u rch  G esetz  vom  4. J u n i  1974 (GVB1 S. 245), e rlä ß t 
das B ayerische  S ta a tsm in is te r iu m  des In n e rn  fo l
gende V e ro rd n u n g :

§1
D ie G ro ß en  K re is s tä d te , d ie  V erw altungsgem ein 

schaften  u n d  d ie  in  d e r  A n lag e  a u fg e fü h rten  k re is 
ang eh ö rig en  G em ein d en  s in d  a n s te lle  d e r sonst zu 
s tän d ig en  L a n d ra ts ä m te r  A u sw eis- u n d  P aßbehörden  
(§§ 2 b is 5, 7 b is  11a A G P ersP aß G ) fü r  D eutsche im  
S inn  des A rt. 116 des G ru n d g ese tzes.

§ 2
(1) D iese V e ro rd n u n g  t r i t t  am  1. O k tober 1974 in 

K ra ft.
(2) G leichzeitig  t r i t t  d ie  D rit te  V ero rdnung  über 

Z u stän d ig k e iten  im  A u sw eis- u n d  P aßw esen  vom  
10. D ezem ber 1973 (GVB1 S. 710) a u ß e r  K raft. 
M ünchen, d en  27. A u g u st 1974

B ayerisches Staatsm inisterium  des Innern  
I. V. K i e s l ,  S ta a ts se k re tä r

Anlage

Reg.-Bez. L andkreis Gemeinde

Fürstenfeldbruck

Garmisch-
Partenkirchen

Landsberg a. Lech

Miesbach

M ühldorf a. Inn

München

O berbayern A ltötting

Bad Tölz- 
Wolf ra tshausen

A ltötting 
Burghausen 
B urgkirchen 
a. d. Alz
Garching a. d. Alz 
Neuötting 
Töging a. Inn 
W inhöring 
Bad Tölz 
G eretsried 
Kochel a. See 
Lenggries 
W olf ratshausen

Gemeinde

A inring
Berchtesgaden
Bischofswiesen
Freilassing
Laufen
Piding
Teisendorf
Erdweg
H ebertshausen
K arlsfeld
M arkt Indersdorf
Ebersberg
Grafing b. München
Kirchseeon
M arkt Schwaben
Parsdorf
Poing
Zorneding
Beilngries
G aimersheim
Großm ehring
Kösching
Lenting
A ltenerding
Dorfen
Erding
Isen
Moosinning 
Taufkirchen (Vils) 
Eching
Moosburg a. d. Isar
N eufahrn b. Freising
Eichenau
Fürstenfeldbruck
G erm ering
Gröbenzell
Maisach
Olching
Puchheim
U nterpfaffenhofen
Farchant
Garmisch-
Partenkirchen
G rainau
M ittenwald
M urnau
O beram m ergau
Dießen a. Ammersee
G eitendorf
K aufering
Penzing
Bad Wiessee
H ausham
Holzkirchen
K reuth
Miesbach
Rottach-Egern
Schliersee
Tegernsee
Ampfing
Gars a. Inn
Haag i. OB
M ühldorf a. Inn
N eum arkt-Sankt Veit
W aldkraiburg
Feldkirchen
Garching b. München
G räfelfing
G rünwald
H aar
Höhenkirchen
H ohenbrunn
Ismaning
Neuried
Oberhaching
Oberschleißheim
O ttobrunn
Planegg
Pullach i. Isartal
Putzbrunn
Schäftlarn
Taufkirchen
U nterbiberg
U nterföhring
Unterhaching
Unterschleißheim
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Reg.-Bez. L an d k re is

O b erb ay ern  N eu b u rg -
Schrobenhausen

P fa ffen h o fen  
a. d. Ilm

R osenheim

S ta rn b erg

T rau n ste in

G em einde

B urgheim
M ühlried
Schrobenhausen
G eisen fe id
M anching
P faffen h o fen  a. d. Ilm
R eichertshofen
Scheyern
V ohburg  a. d. D onau 
W olnzach
A ising
Aschau i. C hiem gau
Bad A ibling
B ad Feilnbach
B ern au  a. C hiem see
B ran n en b u rg
B ruckm ühl
E n d o rf i. OB
F eld k irch en -
W esterham
K iefersfe ld en
K olberm oor
O b erau d o rf
P an g
P rie n  a. C hiem see 
R aub ling  
R o h rd o rf 
S teph an sk irch en  
W asserburg  a. Inn  
W este rn d o rf St. P e te r
F e ldafing
G auting
G ilching
H errsch ing
a. A m m ersee
K ra illin g
Pöcking
Söcking
S ta rn b e rg
T utzing
B ergen
C hiem ing
F rid o lfin g
G rassau
Inzell
R uhpold ing
S iegsdorf
T acherting
T ra u n re u t
T rostb erg
Ü bersee
W aging a. See

Reg.-Bez.

N ied er
bay ern

O berpfalz

W eilheim -Schongau P e iß en b erg  
P e itin g  
P en zb erg  
Schongau 
W eilheim  i. OB

N ieder
bayern

D eggendorf H en g ersb erg
M etten  
N a tte rn b erg  
O sterhofen  
P la ttlin g  
Schöllnach

D ingolfing-L andau  D ingolfing  
E ichendorf 
L an d au  a. d. Isa r  
M ark lkofen  
M engkofen 
P ils tin g  
R eisbach 
Sim bach

F rey u n g -G ra fen au  F rey u n g  
G rafen au  
S an k t O sw ald 
W aldkirchen

K elheim  A bensberg
Bad Abbach 
Ih r le rs te in  
K elheim  
M ainburg
N eustad t a. d. D onau
R iedenburg
Saal a. d. D onau

L a n d k re is  G em einde

L an d sh u t

P assau

R egen

R o tta l-In n

S trau b in g -B o g en

A m berg -S u lzbach

Cham

N eu m ark t i. d. O Pf.

N eu stad t 
a. d. W ald n aab

A ltd o rf
B od en k irch en
E rg o ld in g
E rgo ldsbach
E ssenbach
G e isen h au sen
R o tte n b u rg
a. d. L a a b e r
V ilsb ib u rg
A ld ersbach
B ad F ü ssin g
F ü rs te n s te in
F ü rs te n z e ll
G riesb ach  i. R o tta l
H au zen b e rg
H u tth u rm
N eu b u rg  a. In n
N eu h au s a. In n
O b ern ze ll
P öcking
R o tth a lm ü n s te r
R u h s to rf  a. d. R o tt
Sa lzw eg
T ie fen b ach
T ittlin g
U n te rg rie sb ach
V ilsh o fen
W egscheid
W olfachau
B o d enm ais
F ra u e n a u
R egen
V iechtach
Z w iese l
A rn s to r f
B irn b ach
E g g en fe ld en
G an g k o fen
H e b e rtsfe ld en
K irc h d o rf  a. In n
P fa rrk irc h e n
S im bach  a. In n
T r if te rn

B ogen
M alle rsd o rf-
P fa ffe n b e rg

A u erb ach  i. d. O Pf.
F re ih u n g
F re u d e n b e rg
H irschau
K ü m m ersb ru ck
S ch n a itten b ach
S u lzb ach -R o sen b erg
Vilsedc
C ham
F u r th  i. W ald
K ö tz tin g
N eu k irch en
b. Hl. B lu t
R od ing
R otz
W aldm ünchen
B erch ing
D ie tfu r t
a. d. A ltm ü h l
F re y s ta d t
P a rsb e rg
P o s tb a u e r-H en g
P y rb a u m
V elb u rg
A lte n s ta d t
a. d. W ald n aab
E schenbach i. d. O Pf.
E s la rn
F loß
G ra fe n w ö h r
N eu stad t
a. d. W ald n aab
P re s s a th
R o th en s ta d t
V o h en strau ß
W eih erh am m er
W indischeschenbach
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R eg.-B ez. L a n d k re is  G em einde R eg .-B ez. L a n d k re is G em einde

O b erp fa lz  R e g en sb u rg

S ch w an d o rf

T irsc h e n re u th

O ber- B am b erg
fra n k e n

B a y re u th

C oburg

F o rch h e im

Hof

K ro n ach

K ulm badh

L ich ten fe ls

W u n sied e l 
i. F ich te lg eb irg e

B e ra tzh a u se n
B e rn h a rd sw a ld
L aa b e r
L a p p e rsd o rf
N e u tra u b lin g
N itte n d o rf
O b e r tra u b lin g
R e g en s tau f
S ch ierlin g
S inz ing
B ruck  i. d. OPf.
B u rg len g e n fe ld
M a x h ü tte -H a id h o f
N e u n b u rg  v o rm  W ald
N itte n a u
O b erv iech tach
P fre im d
T eu b litz
W ack ersd o rf
W ern b e rg -K ö b litz
B ä rn au
E rb en d o rf
K e m n ath
P lö ß b e rg
T irsch e n reu th
W ald ersh o f
W aldsassen
W iesau

B ischberg
B u rg eb rach
H a lls ta d t
H irsch aid
M em m elsdorf
S teg au rach
S tru lle n d o rf
Z ap fe n d o rf
B ad  B erneck
i. F ich te lg eb irg e
B indlach
G efree s
H o llfe ld
P eg n itz
S p e ich e rsd o rf
W eid en b e rg
E b e rsd o rf  b. C oburg  
R ö d en ta l 
R odach b. C oburg  
S o n n e fe ld
E b e rm a n n s ta d t 
E g go lsheim  
N e u n k irch en  
a. B ra n d
B ad S teh en  
H e lm b rech ts  
M ünchberg  
N aila
O b e rk o tza u
R eh au
S ch w arzenbach  
a. d. S aa le  
Schw arzenbach  
a. W ald 
S elb itz
K ro n ach
K üps
W allen fe ls

M itte l
f ra n k e n

U n te r
f ra n k e n

M ain leu s
S ta d ts te in ach
T h u rn a u
A lte n k u n s ta d t
B u rg k u n s ta d t
L ich ten fe ls
S ta ffe ls te in
A rzb erg
K irch en lam itz
M a rk tle u th e n
R öslau
Schönw ald
W eiß en s tad t
W u n sied e l

A nsbach B echhofen
D in k e lsb ü h l
F eu ch tw an g en
H e ilsb ro n n
H e rr ie d e n
L e u te rsh a u se n
L ich ten au
N e u en d e tte lsa u
S ch n e lld o rf
W asse rtrü d in g en
W indsbach

E rlan g en -H ö ch s tad t A d e lsd o rf
B a ie rsd o rf
B u b e n re u th
E ck en ta l
H ero ld sb erg
H erzo g en au rach
H ö ch stad t a. d. Aisch

F ü r th C ad o lzb u rg
L an g en zen n
O beräsb ach
R o ß ta l
S te in  b. N ü rn b erg  
V e itsb ro n n  
W ilh e rm sd o rf  
Z irn d o rf

N e u s ta d t a. d. A isch- 
B ad  W indsheim

B ad  W indsheim  
D iespeck  
M a rk t E rlbach 
N e u s ta d t a. d. A isch

N ü rn b e rg e r  L an d A ltd o rf  b. N ü rn b e rg
B eh rin g e rsd o rf
B u rg th an n
F eu ch t
H ersb ru ck
L a u f  a. d. P eg n itz
N eu n k irch en  a. Sand
R öth en b ach
a. d. Peg n itz
P o m m elsb ru n n
R ü ck ersd o rf
S chnaittach
Schw aig  b. N ü rn b erg
S ch w arzenbruck

R o th A b en b erg
A lle rsb e rg
G eo rg ensgm ünd
G red in g
H ilp o lts te in
R ed n itzhem bach
R o th
S p a lt
W en d e ls te in

W eiß en b u rg -
G u n zen h au sen

E llin g en
G u n zen h au sen
P le in fe ld
T reu ch tlin g en

A sch affen b u rg A lzen au  i. U Fr.
G oldbach
G ro ß o sth e im
H aibach
H ösbach
K a h l a. M ain
K le in o sth e im
L au fach
M ainaschaff
M öm bris
O b e rn au
S a ila u f
S tock stad t a. M ain

B ad  K issingen B ad  B rückenau
H am m elb u rg
M aßbach
M ü n n e rs ta d t
O erlen b ach

H aß b erg e E b e rn  
E ltm an n  
H a ß fu r t  
K n e tzg a u  
Z e il a. M ain

K itz in g e n D ette lb ach
Ip h o fen
M a rk tb re it
V olkach
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Reg.-Bez.

U nter
franken

Schwaben

L andkreis G em einde

M ain-Spessart A rnstein
Fram m ersbach
G em ünden a. Main
K arls tad t
L ohr a. Main
M arktheidenfeld
Zellingen

M iltenberg A m orbach
B ürgstad t
E lsenfeld
Erlenbach a. Main
G roßheubach
G roßw allstad t
K leinw allstad t
Leidersbach
M iltenberg
M öm lingen
O bernburg  a. Main
Sulzbach a. Main
W örth a. M ain

R hön-G rabfeld Bad N eustadt 
a. d. Saale 
Bad K önigshofen 
i. G rabfeld  
M ellrichstadt 
O stheim  v. d. Rhön

Schw einfurt B ergrheinfeld
G erolzhofen
Gochsheim
N iederw errn
Poppenhausen
Schonungen
Sennfeld
W erneck

W ürzburg E stenfeld
G erbrunn
Höchberg
Lengfeld
O chsenfurt
R andersacker
R im par
R ottendorf
Veitshöchheim
V ersbach
W aldbütte lbrunn
Zell a. Main

A ichach-Friedberg Aichach 
F ried  berg 
K issing 
M ering 
Pöttm es

A ugsburg Bobingen
D inkelscherben
G ersthofen
K önigsbrunn
Langw eid a. Lech
M eitingen
Neusäß
Schwabmünchen 
S tad tbergen  
Steppach b. Augsburg 
U nterm eitingen

D illingen G undelfingen
a. d. Donau a. d. D onau 

H öchstädt a. d. Donau 
Lauingen (Donau) 
W ertingen

D onau-Ries A sbach-Bäum enheim  
D onauw örth  
H arbu rg  (Schwaben) 
K aisheim  
O ettingen i. Bay.
Rain
W emding

G ünzburg B urgau
Ichenhausen
Jettingen-Scheppach
K am m eltal
K rum bach
(Schwaben)
Leipheim
T hannhausen

Lindau (Bodensee) L indenberg  i. Allgäu 
Scheidegg
W eiler-S im m erberg

Reg.-Bez. L andkreis Gem einde

Schwaben Neu-Ulm  A ltenstadt
B ellenberg
Illertissen
N ersingen
Pfuhl
Senden
Vöhringen
W eißenhorn

O berallgäu A ltusried
Blaichach 
Buchenberg 
D ietm annsried 
Durach 
H indelang 
Im m enstadt 
i. A llgäu 
O berstaufen 
O berstdorf 
Sonthofen 
W altenhofen 
W eitnau

O stallgäu Buchloe
Füssen
M arktoberdorf
O bergünzburg
P fron ten
Schwangau

U nterallgäu B abenhausen
Bad W örishofen
G rönenbach
M indelheim
O ttobeuren
T ürkheim

Verordnung 
zur Aufhebung von 

Pflanzenschutzverordnungen 
Vom 4. September 1974

A u f G ru n d  des § 27 A bs. 1 S a tz  2 des P flan zen 
schu tzgesetzes vom  10. M ai 1968 (B G Bl I S. 352), zu 
le tz t g e ä n d e rt du rch  G esetz  vom  27. J u l i  1971 (BGBl 
I S. 1161) in  V e rb in d u n g  m it § 1 A bs. 1 N r. 2 d e r  V er
o rd n u n g  ü b e r  d ie  Z u s tä n d ig k e it zum  E rla ß  von 
R ech tsv e ro rd n u n g en  nach  dem  P flanzenschu tzgesetz  
vom  10. Ju n i 1969 (GVB1 S. 161), e r lä ß t d as  B ayerische  
S ta a tsm in is te r iu m  fü r  E rn ä h ru n g , L a n d w irtsc h a ft 
u n d  F o rs te n  fo lgende V ero rd n u n g :

§ 1
N ach steh en d e  P flan zen sch u tzv e ro rd n u n g en  w erden  

a u fg e h o b e n :
V ero rd n u n g  zu r  B ek äm p fu n g  d e r  F e ld -  u n d  W ü h l
m äu se  vom  20. D ezem ber 1938 (B ayB S IV  S. 394), 
V e ro rd n u n g  z u r  B ek äm p fu n g  d e r  V iru sk ra n k h e ite n  
d e r  K a rto ffe l vom  14. F e b ru a r  1949 (B ayB S IV  S. 
396),
V e ro rd n u n g  zu r B ek äm p fu n g  d e r  W e lk e k ra n k h e it 
des H opfens vom  12. D ezem b er 1956 (B ayB S IV  
S. 416).

§ 2
D iese V e ro rd n u n g  t r i t t  am  1. O k to b e r 1974 in  K ra ft. 

M ünchen, d en  4. S ep tem b e r 1974
Bayerisches Staatsministerium  
für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten
D r. E i s e n m a n n ,  S ta a tsm in is te r

Verordnung
über die Errichtung einer Geschäftsstelle 

für die Universität Passau 
Vom 12. September 1974

A u f G ru n d  des A rt. 2 A bs. 2 N r. 1 des G esetzes 
ü b e r  d ie  E rric h tu n g  e in e r  U n iv e rs itä t in  P a ssa u  vom  
22. D ezem ber 1974 (GVB1 S. 470) e r lä ß t d as B ayerische
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Staatsm inisterium  fü r U nterricht und Kultus folgen
de Verordnung:

§ 1
Für die U niversität Passau wird eine Geschäfts

stelle errichtet. Sie fü h rt die Bezeichnung „Geschäfts
stelle der U niversität Passau“. Ih r Sitz ist Passau.

§ 2
Der Geschäftsstelle der Universität Passau obliegen 

nach Maßgabe staatlicher VerwaltungsVorschriften 
folgende staatliche Aufgaben:
1. Durchführung der im Rahmen der Errichtung der 

Universität Passau anfallenden Verw altungsaufga
ben von örtlicher Bedeutung.

2. Örtliche Koordinierung der Planungen fü r die Uni
versität Passau, soweit nicht die Zuständigkeit an 
derer Stellen, insbesondere der Baubehörden, ge
geben ist.

3. M itarbeiter bei der Vorbereitung der S truk tu r
planung für die U niversität Passau.

4. Vorbereitung der Aufnahme des Lehr- und For
schungsbetriebes an der Universität Passau.

5. M itwirkung bei Aufstellung des staatlichen Haus
halts und Vollzug des staatlichen Haushalts.

§3
Die Geschäftsstelle der U niversität Passau un te r

steht unm ittelbar dem Bayerischen S taatsm inisterium  
für U nterricht und Kultus.

§4
Diese Verordnung tr it t  am 1. Oktober 1974 in K raft. 

München, den 12. September 1974
Bayerisches Staatsministerium  

für Unterricht und Kultus
Prof. Hans M a i e r ,  Staatsm inister

Verordnung
zur Änderung der Schiffahrtsordnung 

Vom 13. September 1974
Auf Grund des Art. 27 Abs. 5 des Bayerischen 

Wassergesetzes (BayWG) in der Fassung der Be
kanntm achung vom 7. Dezember 1970 (GVB1 1971 
S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 
1974 (GVB1 S. 354), erläßt das Bayerische S taats
m inisterium  fü r W irtschaft und Verkehr im Einver
nehm en und, soweit der Gemeingebrauch nach 
Art. 22 und 75 Abs. 3 BayWG geregelt wird, gemein
sam mit dem Bayerischen Staatsm inisterium  des In 
nern  folgende Veroi'dnung:

§1
Die Schiffahrtsordnung vom 19. Jun i 1968 (GVB1 

S. 202), geändert durch Gesetz vom 31. Ju li 1970 
(GVB1 S. 345), w ird wie folgt geändert:
1. § 3 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Genehmigung für Fahrgastschiffe im Linien
verkehr und fü r den Betrieb von W asserskiliften 
erteilt die Regierung.“

2. § 43 w ird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 w ird das W ort „Regierung“ ersetzt 

durch das W ort „Kreisverwaltungsbehörde“.
b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Soweit es sich um  Fahrgastschiffe im Linien
verkehr oder um den Betrieb von W asserski
liften handelt, entscheidet die Regierung.“

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt:
„(2) F ür Fahrzeuge des Katastrophenschutzes, 

des Rettungswesens und des öffentlichen Dien
stes kann die Kreisverwaltungsbehörde Aus
nahm en von allen Vorschriften dieser V erord

nung zulassen, soweit das Wohl der A llgem ein
heit es erfordert.“

§2
Diese V erordnung tr it t  am 1. Oktober 1974 in K raft. 

München, den 12. Septem ber 1974
Bayerisches Staatsm inisterium  

des Innern
I. V. K i e s 1, S taa tssekre tär 

München, den 13. Septem ber 1974
Bayerisches Staatsm inisterium  

für W irtschaft und Verkehr
J  a u m  a n n , S taatsm inister

Verordnung
zur Durchführung des Bayerischen Begabten

förderungsgesetzes (DVBayBFG)
Vom 15. Septem ber 1974

Auf G rund des Art. 11 des Bayerischen Begabten
förderungsgesetzes (BayBFG) in der Fassung der Be
kanntm achung vom 5. Dezember 1972 (GVB1 1973 S. 1) 
erläß t das Bayerische S taatsm inisterium  fü r U n ter
richt und K ultus im Einvernehm en m it dem B ayeri
schen S taatsm inisterium  der Finanzen folgende V er
ordnung:

§1
Rechtsanspruch auf das Stipendium

(1) Studierenden der Hochschulen, welche die Vor
aussetzungen des Art. 10 BayBFG erfüllen, steh t auf 
A ntrag ein Stipendium  nach M aßgabe der folgenden 
Vorschriften zu. Das Stipendium  w ird auch S tudie
renden m it ständigem  Wohnsitz außerhalb Bayerns 
und Studierenden, die nicht Deutsche im Sinne des 
Grundgesetzes sind, gewährt, sofern sie in B ayern die 
Hochschulreife erworben haben.

(2) Bei Studien außerhalb des Geltungsbereiches 
des Grundgesetzes w ird das Stipendium  grundsätzlich 
nur geleistet, wenn die A usbildung im Ausland von 
der U niversität genehm igt ist und sie auf die A us
bildung im Inland angerechnet oder die Förderungs
höchstdauer nach Art. 10 Abs. 2 Satz 2 BayBFG en t
sprechend verlängert w erden kann.

§2
Höhe des Stipendiums

(1) Das Stipendium  beträg t monatlich 450,— DM. 
Der Betrag erhöht sich für die U nterkunft,
1 . wenn der S tudierende bei seinen E ltern wohnt,

um  monatlich 40,— DM,
2. wenn er nicht bei seinen E ltern wohnt, um  m onat

lich 130,— DM.
(2) W ohnt der S tudierende bei seinen E ltern oder 

m it seinem Ehegatten oder m indestens einem Kind 
in einem eigenen H aushalt und befindet sich die 
W ohnung nicht am O rt der A usbildungsstätte, so e r
höhen sich die Beträge nach Satz 1 und 2 um m onat
lich 30,— DM für Fahrkosten.

(3) Bei Studien außerhalb des Geltungsbereiches 
des Grundgesetzes nach § 1 Absatz 2 w ird das S tipen
dium  um  Zuschläge nach Maßgabe der zu § 13 Abs. 4 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung erhöht. Die Zuschläge w erden nur 
gewährt, soweit die Lebens- und A usbildungsverhält
nisse im Ausland es erfordern.

(4) Das Stipendium  wird als Zuschuß geleistet.
(5) Die Einkommen des Studierenden, seines Ehe

gatten und seiner E ltern w erden auf das Stipendium  
nach den Absätzen 1 bis 3 angerechnet. Dabei ist un 
erheblich, ob der Ehegatte und die E ltern tatsächlich 
U nterhaltsleistungen an den Studierenden erb rin 
gen.
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§3
Einkomm ensbegriff

(1) Als Einkomm en gilt vorbehaltlich der Absätze 3 
und 4 der G esam tbetrag der E inkünfte im Sinne des 
Einkom m ensteuergesetzes nach Abzug der fü r den 
Berechnungszeitraum  zu leistenden
1. E inkom m ensteuer, K irchensteuer und Ergänzungs

abgabe zur Einkomm ensteuer,
2. P flichtbeiträge zur Sozialversicherung und zur 

B undesanstalt fü r A rbeit und freiwillige Aufw en
dungen zur Sozialversicherung sowie fü r eine p ri
vate K ranken-, U nfall- oder Lebensversicherung 
in angem essenem  Umfang.

Leibrenten, m it dem Betrag, der nicht steuerlich als 
E rtragsan teil e rfaß t ist, und Versorgungsrenten gelten 
als E innahm en aus nichtselbständiger Arbeit.

(2) Z ur Abgeltung der Abzüge nach Absatz 1 Nr. 2 
w ird von dem  G esam tbetrag der E inkünfte ein Be
trag  in Höhe folgender Vonhundertsätze dieses Ge
sam tbetrages abgesetzt:
1. fü r  rentenversicherungspflichtige A rbeitnehm er

und fü r  Auszubildende 16 vom Hundert,
höchstens jedoch ein Betrag von jährlich 4400,— DM,

2. fü r  nicht rentenversicherungspflichtige A rbeit
nehm er 11 vom Hundert,
höchstens jedoch ein Betrag von jährlich 3000,— DM,

3. fü r N ichtarbeitnehm er und auf A ntrag von der Ver
sicherungspflicht befreite A rbeitnehm er

29 vom Hundert,
höchstens jedoch ein Betrag von jährlich 8000,— DM,

4. fü r  Personen im Ruhestandsalter, soweit sie nicht
erw erbstätig  sind, und fü r sonstige Nichterwerbs
tätige 11 vom Hundert,
höchstens jedoch ein Betrag von jährlich 3000,— DM.

Jed er Einkomm ensbezieher ist nur einer der in den 
N um m ern 1 bis 4 bezeichneten Gruppen zuzuordnen; 
dies gilt auch, wenn er die Voraussetzungen nur für 
einen Teil des Berechnungszeitraumes erfüllt. F ür die 
Höhe des Vonhundertsatzes ist die Tätigkeit m aß
gebend, aus welcher der überwiegende Teil der E in
künfte bezogen wird.

(3) Als Einkommen gelten ferner in Höhe der ta t
sächlich geleisteten Beträge
1. W aisenrenten und Waisengelder, die der A ntrag

ste lle r bezieht,
2. Ausbildungsbeihilfen und gleichartige Leistungen 

m it Ausnahm e der Leistungen nach dieser V erord
nung und unbeschadet des Art. 3 Abs. 3 BayBFG,

3. Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz mit 
A usnahm e der Leistungen, die der S tudierende für 
seine K inder erhält,

4. sonstige Einnahmen, die zur Deckung des Lebens
bedarfs bestim m t sind, m it Ausnahm e der U nter
haltsleistungen der E ltern  des Studierenden und 
seines Ehegatten, sofern dieser nicht dauernd von 
ihm  getrennt lebt, nach Maßgabe der zu § 21 Abs. 3 
Nr. 4 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes e r
lassenen Rechtsverordnung, die in der jeweils gel
tenden  Fassung entsprechend anzuwenden ist.

Die Erziehungsbeihilfe, die ein Beschädigter fü r ein 
K ind erhä lt (§ 27 Abs. 3 des Bundesversorgungs
gesetzes), gilt als Einkommen des Kindes.

(4) Nicht als Einkomm en gelten
1. G rundren ten  und Schwerstbeschädigtenzulage nach 

dem  Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, 
die das Bundesversorgungsgesetz fü r anw endbar 
erklären ,

2. ein d e r G rundrente und der Schwerstbeschädigten- 
zulage nach dem Bundesversorgungsgesetz entspre
chender Betrag, wenn diese Leistungen nach § 65 
des Bundesversorgungsgesetzes ruhen,

3. Renten, die den Opfern nationalsozialistischer Ver
folgung wegen einer durch die Verfolgung erlitte
nen Gesundheitsbeschädigung geleistet werden, bis

zur Höhe des Betrages, der in der Kriegsopferver
sorgung bei gleicher M inderung der Erw erbstätig
keit als G rundrente und Schwerstbeschädigtenzu- 
lage geleistet würde,

4. Einnahmen, deren Zweckbestimmung einer Anrech
nung auf den Bedarf entgegensteht; dies gilt ins
besondere fü r Einnahmen, die fü r einen anderen 
Zweck, als fü r die Deckung des Bedarfs im Sinne 
dieser Verordnung bestim m t sind.

§4
Berechnungszeitraum fü r das Einkommen 

des S tudierenden
(1) F ür die Anrechnung des Einkommens des S tu

dierenden sind die Einkomm ensverhältnisse im Be
willigungszeitraum  maßgebend.

(2) Auf den Bedarf jedes Kalenderm onats des Be
willigungszeitraum s w ird der Betrag angerechnet, der 
sich ergibt, wenn das Gesamteinkommen durch die 
Zahl der Kalenderm onate des Bewilligungszeitraums 
geteilt wird.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend fü r die 
Berücksichtigung des Einkommens der K inder nach 
§ 5 Abs. 2 sowie der K inder und sonstigen U nter
haltsberechtigten nach § 7 Abs. 3.

§5
Freibeträge vom Einkommen des Studierenden

(1) Vom Einkommen des S tudierenden bleiben 
monatlich anrechnungsfrei
1. fü r den Studierenden selbst 200,— DM,
2. fü r den Ehegatten des Studierenden,

sofern er nicht dauernd getrennt lebt 350,— DM,
3. fü r jedes Kind des S tudierenden 200,— DM. 
Bei verheirateten Studierenden m it mindestens einem 
Kind un ter zehn Jahren, das sich im H aushalt des 
Studierenden befindet, erhöht sich der Freibetrag 
nach Satz 1 Nr. 2 auf 500,— DM.

(2) Die Freibeträge nach Absatz 1 Nrn. 2 und 3 
m indern sich um Einnahmen des Studierenden sowie 
Einkommen des Ehegatten und des Kindes, die dazu 
bestim m t sind oder üblicher — oder zum utbarerweise 
dazu verw endet werden, den U nterhaltsbedarf des 
Ehegatten und der K inder des S tudierenden zu dek- 
ken. Als K inder werden die in § 2 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 
bis 4 des Bundeskindergeldgesetzes bezeichneten P er
sonen berücksichtigt.

(3) Die Vergütung aus einem Ausbildungsverhältnis 
w ird abweichend von den Absätzen 1 und 2 voll an 
gerechnet.

(4) Ist der Studierende Waise, so erhöht sich der 
Freibetrag nach Absatz 1 Nr. 1 um 120,— DM.

(5) Abweichend von Absatz 1 werden Ausbildungs- 
hilfen und gleichartige Leistungen aus öffentlichen 
M itteln oder von Förderungseinrichtungen, die h ier
fü r öffentliche Mittel erhalten, unbeschadet des Art. 3 
Abs. 3 BayBFG voll auf den Bedarf angerechnet. Das 
gilt auch fü r Einkommen, das aus öffentlichen Mitteln 
zum Zwecke der Ausbildung bezogen wird.

(6) Zur Vermeidung unbilliger H ärten kann auf be
sonderen Antrag, der vor dem Ende des Bewilli
gungszeitraums zu stellen ist, abweichend von den 
vorstehenden Vorschriften ein w eiterer Teil des E in
kommens anrechnungsfrei bleiben. H ierunter fallen 
insbesondere außergewöhnliche Belastungen nach den 
§§ 33, 33 a des Einkommensteuergesetzes sowie Auf
wendungen fü r behinderte Personen, denen der E in
kommensbezieher nach dem bürgerlichen Recht un 
terhaltspflichtig ist.

§6
Berechnungszeitraum fü r das Einkommen 

der E ltern und des Ehegatten 
(1) F ür die Anrechnung des Einkommens der Eltern 

und des Ehegatten des S tudierenden sind die E in
kom m ensverhältnisse im vorletzten K alenderjahr vor 
Beginn des Bewilligungszeitraums maßgebend.
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(2) Is t d e r  E in k o m m en sb ez ieh e r fü r  d iesen  Z eit
ra u m  zu r  E in k o m m en steu e r zu v e ran lag en , liegt 
jedoch d e r  S teu e rb esch e id  noch n ich t vo r, so w ird  
u n te r  B erücksich tigung  d e r  g la u b h a f t gem ach ten  E in
k o m m en sv e rh ä ltn isse  ü b e r  d e n  A n trag  en tschieden. 
D as S tip en d iu m  w ird  in so w eit u n te r  d em  V orbehalt 
d e r  R ü ck fo rd e ru n g  ge le iste t. Sobald  d e r  S teu e r
bescheid vo rlieg t, w ird  ü b e r  d en  A n trag  absch ließend  
en tsch ieden .

(3) W ird  g la u b h a f t gem acht, daß  das E inkom m en 
in d em  B ew illig u n g sze itrau m  vo raussich tlich  w esen t
lich n ie d r ig e r  sein  w ird , a ls  in  dem  nach  A bsatz  1 
m aßgeb lichen  Z e itrau m , so is t bei d e r  A nrechnung  
von den  E in k o m m en sv e rh ä ltn issen  im  B ew illigungs
ze itrau m  auszugehen . D as S tip en d iu m  w ird  insow eit 
u n te r  dem  V o rb eh a lt d e r  R ück fo rd eru n g  geleiste t. So
bald  sich d as E in k o m m en  in  dem  B ew illigungszeit
rau m  en d g ü ltig  fe s ts te llen  läß t, w ird  ü b e r  d en  A ntrag  
absch ließend  en tsch ieden .

(4) A uf d en  B e d a rf in  jed em  K alen d e rm o n a t des 
B ew illig u n g sze itrau m s is t e in  Z w ölfte l des Ja h re s 
einkom m ens anzu rech n en . S ind  fü r  d ie  A nrechnung  
des E inkom m ens nach  A b sa tz  3 d ie  E in k o m m en sv er
h ä ltn is se  im  B ew illig u n g sze itrau m  m aßgebend , so 
w ird  au f  d en  B e trag  jed e s  K a len d e rm o n a ts  des B e
w illig u n g sze itrau m s d e r  B e trag  angerechnet, d e r sich 
erg ib t, w en n  d as G esam te inkom m en  d u rch  die Zahl 
d e r K a len d e rm o n a te  des B ew illig u n g sze itrau m s ge
te ilt w ird .

§7
F re ib e trä g e  vom  E inkom m en  d e r E lte rn  

un d  des E h eg a tten
(1) Es b le iben  m o n a tlich  an rech n u n g sfre i

1 . vom  E in k o m m en  d e r  E lte rn , so fern  sie n ich t ge
schieden s ind  o d er d a u e rn d  g e tre n n t leben

2300,— DM,
2. vom  E in k o m m en  e ines a lle in s teh en d en  oder

d a u e rn d  g e tre n n t leb en d en  E lte rn te ils  oder des 
E h e g a tte n  1500,— DM.

D er F re ib e tra g  von  1500,— DM gilt auch  fü r den 
E lte rn te il, dessen  E h eg a tte  n ich t in E lte rn -K in d -B e - 
ziehung  zum  S tu d ie re n d e n  steh t.

(2) D er F re ib e tra g  nach  A bsa tz  1 N r. 1 e rh ö h t sich, 
w enn  be ide  E lte rn  E in k o m m en  haben , um  das E in 
kom m en des E lte rn te ils  m it dem  n ied rig e ren  E in 
kom m en, jedoch  höchstens um  400,— D eutsche 
M ark.

(3) D ie F re ib e trä g e  des A bsa tz  1 e rh ö h en  sich
1. fü r  jed es  K ind  u n d  den  E h eg a tten  des E inkom m ens

beziehers, w en n  sie in  e in e r  A usb ildung  stehen , die 
nach d em  B ayerischen  B egab ten fö rderungsgesetz , 
dem  B ay erisch en  A usb ildungsfö rderungsgesetz , 
dem  B u n d esau sb ild u n g sfö rd e ru n g sg ese tz  oder nach 
a n d e re n  V o rsch riften  en tsp rech en d  m it G ru n d 
b e träg en  g e fö rd e rt w e rd en  k an n , um  60,— DM,

2. fü r  an d e re  K in d e r u n d  fü r  w eite re  nach  dem  b ü r
gerlichen  R ech t U n te rh a ltsb e rech tig te , d ie  bei B e
g inn  des B ew illig u n g sze itrau m s
a) das 15. L e b e n s ja h r  noch n ich t v o llen d e t haben,

um  je  240,— DM,
b) das 15. L e b e n s ja h r  v o llen d e t haben , um  je

320,— DM.
Die B e träg e  nach  S a tz  1 N r. 2 m in d ern  sich um  das 
E inkom m en  des K indes o d e r des so nstigen  U n te r
h a ltsb e re ch tig ten . W ird  d e r  B e trag  fü r  e ine  P e r
son g ew äh rt, m it w e lch e r d e r  E inkom m ensbezieher 
v e rh e ira te t is t o d e r w ar, so m in d e rt e r  sich abw ei
chend von  S a tz  1 u m  d as E inkom m en  d iese r Person 
n u r, sow eit es 160,— DM  ü bers te ig t.

(4) D as d ie  F re ib e trä g e  übe rs te ig en d e  E inkom m en 
d e r E lte rn  u n d  des E h e g a tte n  b le ib t zu 40 vom  H un
d e r t an rech n u n g sfre i. D er V o n h u n d ertsa tz  e rh ö h t sich 
um  5 fü r  jed es  K ind , fü r  d as e in  F re ib e tra g  nach A b
sa tz  3 g e w ä h rt w ird .

(5) A ls K inder w erden  d ie  in § 2 Abs. 1 S atz  1 des 
B undesk indergeldgesetzes bezeichneten  P ersonen  b e 
rücksichtig t.

(6) Z u r V erm eidung  u nb illiger H ä rte n  k an n  au f  b e 
sonderen  A ntrag , d e r vo r dem  E nde des B ew illigungs
zeitraum s zu ste llen  ist, abw eichend  von  den  v o r
stehenden  V orschriften  e in  w e ite re r T eil des E in 
kom m ens an rechnungsfre i b leiben . H ie ru n te r fa llen  
insbesondere außergew öhnliche B elastungen  nach den 
§§ 33, 33 a des E inkom m ensteuergesetzes sow ie A u f
w endungen  fü r  b eh in d erte  Personen , denen  d e r  E in 
kom m ensbezieher nach dem  bü rgerlichen  Recht u n 
te rha ltsp flich tig  ist.

§ 8
A ufte ilung  des an rechenbaren  E inkom m ens 

Is t das E inkom m en e in e r P erson  au f den  B ed arf 
m eh re re r A uszub ildender anzurechnen , fü r  die ein 
F re ib e trag  nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 zu gew äh ren  ist, so 
w ird  es zu gleichen Teilen angerechnet. D as g ilt n icht, 
sow eit dadurch  d e r B edarf (das S tipend ium ) des A us
zubildenden  nach § 12 Abs. 1 u n d  2, § 13 Abs. 1 u n d  2 
des B undesausb ildungsfö rderungsgesetzes o d e r a n 
deren  en tsp rechenden  V orschriften  ü b e rsch ritten  
w ürde.

§9
B eginn und  E nde des S tipend ium s

(1) D as S tipend ium  w ird  vom  B eginn des e rs ten  
V orlesungsm onats an, frü h esten s jedoch ab  B eginn 
des M onats, in  dem  d e r A n trag  g este llt w urde, fü r 
g rundsätzlich  jew eils ein J a h r  einschließlich d e r  v o r
lesungsfre ien  Z eit zw ischen den  Sem estern  bew illig t 
(B ew illigungszeitraum ).

(2) D as S tipend ium  w ird  n u r  fü r  die D au er e ines 
einzigen S tud ium s gew ährt. Es en d e t m it A b lau f des 
M onats, in  dem  d e r  le tz te  Teil d e r  H ochschulabschluß
p rü fu n g  abgeleg t w urde, sp ä testen s jedoch m it dem  
le tz ten  M onat d e r F ö rderungshöchstdauer nach 
A rt. 10 A bsatz  2 B ayB FG  oder m it dem  A b lau f des 
M onats, in dem  die erfo rderlichen  L eistungsnachw eise  
spätestens h ä tte n  beigebrach t w erd en  m üssen. E r 
ö ffnet eine Z w ischenprüfung  an  e in e r Hochschule den 
Zugang zu e in e r Hochschule a n d e re r A rt, b le ib t die 
Zeit bis zum  A bschluß d e r Z w ischenprü fung  fü r  die 
D auer des S tipendium s unberücksich tig t. B eginn und  
E nde des S tipend ium s bem essen  sich unab h än g ig  
davon, ob w äh rend  e iner nach A rt und D auer e in e r 
A usbildung  an  sich fö rderungsfäh igen  Z eit das S ti
pend ium  tatsäch lich  gele iste t w urde .

(3) D ie L eistung  des S tipend ium s kann  au f A n trag  
des S tud ie renden  fü r  die K a lenderm onate  au sg ese tz t 
w erden , in  denen  e r L eistungen  im  R ahm en  eines 
S tuden tenaustauschp rog ram m s e rh ä lt. Die A u sse t
zung is t au f die F ö rderungshöchstdauer ohne E influß .

§10
S tip end ienp rü fungen

(1) S tud ie rende  m üssen unbeschadet der V orschrift 
des A bsatzes 2
1. bei e iner M indests tud iendauer von höchstens sieben  

S em estern  eine S tipend ienp rü fung , die zw ischen 
dem  V orlesungsende des zw eiten  un d  dem  V or
lesungsbeginn  des v ie r ten  Sem esters s ta ttf in d e t,

2. bei e in e r M indests tud iendauer von acht b is e lf Se
m este rn  zw ei S tipend ienp rü fungen , die zw ischen 
dem  V orlesungsende des zw eiten  bzw. des v ie r te n  
und  dem  V orlesungsbeginn des v ie rten  bzw. des 
sechsten S em esters sta ttfin d en ,

3. bei e iner M indests tud iendauer von m eh r a ls  elf 
Sem estern  d re i S tipend ienprü fungen , die zw ischen 
dem  V orlesungsende des zw eiten , v ie r ten  bzw. 
sieb ten  S em esters und  dem  V orlesungsbeginn  des 
v ierten , sechsten bzw. n eu n ten  Sem esters s ta t t -  

«finden,
als e inheitliche P rü fu n g  ablegen. D ie fachp rak tischen  
S em ester an  der Fachhochschule sind  bei der B erech-
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nung der fü r die Stipendium sprüfungen maßgeblichen 
Sem ester mitzuzählen.

(2) Soweit in Studiengängen auf Grund staatlicher 
oder akadem ischer Prüfungsordnungen Vorprüfungen 
(z. B. V orprüfungen an Fachhochschulen, Diplomvor
prüfungen, naturwissenschaftliche Vorprüfungen) ab 
zulegen sind, werden diese als Stipendienprüfungen 
gew ertet.

(3) Die S tipendienprüfung ist bei drei Dozenten 
über den Stoff von Vorlesungen m it insgesam t acht 
oder m ehr W ochenstunden abzulegen.

(4) Die Studierenden der Kunsthochschulen e r
bringen alljährlich Gutachten ih rer Lehrer über den 
Fortgang und den Stand ih rer Ausbildung.

(5) Die Bewilligungsbehörde kann in besonders be
gründeten  Fällen ausnahmsweise gestatten, daß die 
P rü fung  zu einem anderen Zeitpunkt als vorgeschrie
ben oder in einem anderen Umfang als vorgesehen 
abgelegt wird.

(6) E rhä lt ein S tudierender in einer nach Absatz 1 
vorgeschriebenen Leistungsprüfung nicht die Durch
schnittsnote „gut“, so kann er sich frühestens am 
Ende des der abgelegten Leistungsprüfung folgenden 
Sem esters der P rüfung erneut unterziehen. E rhält er 
in  dieser Prüfung die erforderliche Durchschnittsnote, 
so w ird  das Stipendium  m it Beginn des auf die Lei
stungsprüfung folgenden Semesters w eitergew ährt. 
Die wegen nicht ausreichender Prüfergebnisse nicht 
geförderten  Sem ester w erden auf die Förderungs
dauer angerechnet.

§11
Ä nderung der Voraussetzungen des Stipendiums 

Ä ndern sich im Laufe des Bewilligungszeitraums 
die fü r die Leistung des Stipendiums maßgeblichen 
V erhältnisse, so ist dies bei einer Änderung
a) zugunsten des S tudierenden rückwirkend vom Be

ginn des Monats an, in dem die Änderung einge
tre ten  ist,

b) zu ungunsten des S tudierenden vom Beginn des 
M onats an, der auf den E in tritt der Änderung 
folgt,

fü r die Berechnung des Stipendiums zu berücksichti
gen. Der Bewilligungsbescheid ist nur fü r den Zeit
raum  zu ändern, der in dem nach Satz 1 maßgeblichen 
Z eitpunkt beginnt. Dies gilt nicht, sofern der A n
spruch des Studierenden, seiner E ltern und seines 
Ehegatten  auf Einkommen zu Beginn des Bewilli
gungszeitraum s bereits bestanden hat, aber aus einem 
von ihnen zu vertretenden Grunde nicht geltend ge
m acht w urde.

§ 12
Rückforderung

(1) H aben die Voraussetzungen fü r die Leistung des 
Stipendium s an keinem Tage des Kalendermonats, 
fü r den es gew ährt worden ist, Vorgelegen, ist inso
w eit der Bewilligungsbescheid aufzuheben und der 
geleistete Betrag zurückzufordern als
1. der S tudierende die Leistung dadurch herbeigeführt 

hat, daß er vorsätzlich oder fahrlässig falsche oder 
unvollständige Angaben gemacht oder eine Anzeige 
über die veränderten  Voraussetzungen (§ 14) un ter
lassen hat,

2. der Studierende gewußt oder infolge Fahrlässig
keit nicht gewußt hat, daß die Voraussetzungen für 
die Leistung des Stipendiums nicht erfü llt waren,

3. der S tudierende nach der Stellung des Antrags auf 
G ew ährung des Stipendium s Einkommen im Sinne 
des § 3 erzielt hat, das bei der Bewilligung des S ti
pendium s nicht berücksichtigt worden ist,

4. das Stipendium  unter dem Vorbehalt der Rück
forderung  geleistet worden ist.
(2) Das Stipendium  ist fü r den K alenderm onat oder 

den Teil des Kalenderm onats zurückzuzahlen, in dem 
der S tudierende die Ausbildung aus einem von ihm 
zu vertretenden  Grund unterbrochen hat.

§13
Z uständigkeit

(1) F ü r die Bewilligung und  A uszahlung des S ti
pendium s ist die besuchte bayerische Hochschule zu
ständig, die insow eit im  staatlichen Bereich tä tig  w ird. 
Bei Fortsetzung des S tudium s an  einer außerbaye
rischen Hochschule, b leib t die zuvor besuchte Hoch
schule zuständig. W ird das S tudium  an einer nicht in 
Bayern gelegenen Hochschule begonnen, so ist fü r  die 
Zeit des S tudium s außerhalb  B ayerns die Ludw ig- 
M axim ilians-U niversität M ünchen zuständig. Diese 
Hochschule ist auch fü r  S tud ierende an  n ich tstaa t
lichen Hochschulen zuständig. Bei Besuch einer Fach
hochschule ist das S tuden tenw erk  M ünchen zustän 
dig.

(2) Die Zuständigkeit nach Absatz 1 erstreck t sich 
auch auf die Entscheidung über eine V erlängerung 
der F örderungsdauer im  E inzelfall nach A rt. 10 Abs. 2 
BayBFG bis zu zwei Sem estern  und au f die B ew illi
gung eines S tipendium s fü r  ein S tudium  im  A usland 
nach A rt. 10 Abs. 2 Satz 5 BayBFG. Eine V erlängerung 
der F örderungsdauer um  m ehr als zwei Sem ester be
darf der Zustim m ung des S taatsm in isterium s fü r 
U nterricht und K ultus. Das S taa tsm in iste rium  fü r 
U nterricht und K ultus entscheidet über die V erlänge
rung der Förderungsdauer fü r  einzelne Fachrich
tungen.

§14
S achverhaltserm ittlung

(1) Der A ntragste ller ist verpflichtet, alle zur B e
arbeitung des A ntrages erforderlichen A uskünfte zu 
geben. D er A ntragste ller is t fe rner verpflichtet, vor 
Beginn jedes Sem esters das Fortbestehen  der F örde
rungsvoraussetzungen nachzuw eisen und  eine V er
änderung der V oraussetzungen der nach § 13 zustän 
digen Stelle unverzüglich anzuzeigen.

(2) Die nach § 13 zuständigen Stellen sind berech
tigt, von Behörden und Schulen über die fü r  die G e
w ährung des Stipendium s m aßgebenden U m stände 
A uskunft zu verlangen, sow eit es die D urchführung 
des Gesetzes oder dieser V erordnung e rfo rdert und 
nicht andere gesetzliche Bestim m ungen entgegen
stehen.

§ 15
Entscheidung über den A ntrag

Die Entscheidung w ird dem  A ntragste lle r schriftlich 
bekanntgegeben.

§ 16
Zahlweise

(1) Das Stipendium  ist u n b ar m onatlich im voraus 
zu zahlen.

(2) K önnen bei der erstm aligen A ntragstellung oder 
nach einer U nterbrechung d er A usbildung die zur 
Entscheidung über den A ntrag  erforderlichen F est
stellungen nicht binnen sechs K alenderw ochen getrof
fen oder Zahlungen nicht b innen zehn K alender
wochen geleistet werden, so w ird  fü r  v ier M onate das 
S tipendium  bis zur Höhe von 460,— DM monatlich 
un ter dem V orbehalt der R ückforderung geleistet.

(3) Monatliche Beträge w erden auf volle Deutsche 
M ark aufgerundet.

(4) Monatliche Beträge u n te r 50,— DM w erden nicht 
geleistet.

§ 17
In k ra fttre te n

Diese V erordnung tr i t t  am  1. O ktober 1974 in K raft. 
Gleichzeitig t r i t t  die V erordnung zur D urchführung 
des Bayerischen B egabtenförderungsgesetzes vom 10. 
Februar 1972 (GVB1 S. 45) außer K raft.
München, den 15. Septem ber 1974

B ayerisches Staatsm inisterium  
für Unterricht und Kultus

Prof. H ans M a i e r ,  S taa tsm in iste r
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Dritte Verordnung
zur Änderung der Zulassungs-, Ausbildungs

und Prüfungsordnung für den gehobenen 
bautechnischen Verwaltungsdienst 

in Bayern
Vom  16. Septem ber 1974

A uf G ru n d  d e r  A rt. 19 A bs. 2, A rt. 28 Abs. 2, A rt. 115 
A bs. 2 u n d  A rt. 117 A bs. 3 des B ayerischen  B eam ten
gesetzes u n d  d e r  §§ 23 u n d  37 A bs. 2 d e r L au fb ah n 
v e ro rd n u n g  (LbV) in  d e r  F assu n g  d e r B ek an n t
m achung  vom  31. J a n u a r  1971 (GVB1 S. 96), zu letzt ge
ä n d e r t  d u rch  V e ro rd n u n g  vom  21. M ärz 1974 (GVB1 
S. 129), e rla ssen  d ie  B ay erisch en  S taa tsm in is te rien  
des In n e rn , f ü r  U n te rr ic h t u n d  K u ltu s , d e r F inanzen, 
fü r  W irtsch a ft u n d  V e rk e h r u n d  fü r  A rbe it und  So
z ia lo rd n u n g  im  E in v e rn e h m e n  m it dem  L andesperso 
n a lau ssch u ß  fo lgende  V ero rd n u n g :

§1
Die Z u lassu n g s-, A u sb ild u n g s- u n d  P rü fu n g so rd 

nu n g  fü r  d en  g ehobenen  bau techn ischen  V erw al
tu n g sd ien s t in  B ay e rn  vom  26. N ovem ber 1968 (GVB1 
S. 414), zu le tz t g e ä n d e rt d u rch  V ero rdnung  vom  22. 
F e b ru a r  1974 (GVB1 S. 106), w ird  w ie fo lg t geändert:
1. § 2 e rh ä l t  fo lgende F assu n g :

„§2
B efäh ig u n g  fü r  den  g ehobenen  bautechnischen 

V e rw a ltu n g sd ie n s t
(1) D ie B e fäh ig u n g  fü r  d en  gehobenen  b au tech 

n ischen  V e rw a ltu n g sd ie n s t in  e in em  d er in  § 3 au f
g e fü h r te n  F ach g eb ie te  e rw irb t, w e r
a) m it E rfo lg  d ie  A b sch lu ß p rü fu n g  in  d e r A usbil

d u n g srich tu n g  T echn ik  a n  e in e r  staa tlichen  oder 
s ta a tlic h  a n e rk a n n te n  Fachhochschule oder an 
e in e r  a n d e re n  s ta a tlic h e n  o d e r staa tlich  a n e r
k a n n te n  H ochschule  in  e in em  Fachhochschul
s tu d ie n g a n g  im  B u n d esg eb ie t abgeleg t hat,

b) d en  V o rb e re itu n g sd ie n s t nach  A bschn itt II  abge
le is te t u n d

c) d ie  S ta a tsp rü fu n g  nach  A b sch n itt III, welche 
A n ste llu n g sp rü fu n g  ist, b e s ta n d e n  hat.

(2) D ie V o rau sse tzu n g en  des A bsatzes 1 B uchst, a 
e r fü ll t  auch, w e r  d ie  In g en ie u rp rü fu n g  an  e iner 
ö ffen tlichen  o d e r s ta a tlic h  a n e rk a n n te n  Ing en ieu r
schule im  B u n d esg eb ie t o d e r e ine  vom  S taa tsm in i
s te riu m  fü r  U n te rr ic h t u n d  K u ltu s  als gleichw ertig  
a n e rk a n n te  P rü fu n g  a u ß e rh a lb  des B undesgebietes 
ab g e leg t h a t.

(3) B eam te  des m itt le re n  bau techn ischen  V er
w a ltu n g sd ie n s te s  e rw e rb e n  d ie  B efäh igung  fü r den 
gehobenen  b au tech n isch en  V erw altungsd ienst, w enn 
sie
a) in  e in e r  vo n  d e r  O b e rs ten  A usb ildungsbehörde  

(§ 7) d u rc h z u fü h re n d e n  V o rp rü fu n g  (§ 39 Abs. 2 
LbV ) d en  N achw eis e rb ra c h t haben , daß sie n e 
b en  d e r  n o tw en d ig en  A llgem einb ildung  die fü r 
d ie  E in fü h ru n g  in  d en  g ehobenen  bautechnischen 
V e rw a ltu n g sd ie n s t e rfo rd e rlich en  technischen 
K en n tn is se  besitzen , u n d  danach  gem äß § 39 
A bs. 1 L bV  zum  A u fstieg  zugelassen w orden  
sind ,

b) d ie E in fü h ru n g sz e it n ach  § 39 Abs. 3 LbV abge
le is te t u n d

c) nach  e rfo lg re ich e r E in fü h ru n g  als A ufstieg sp rü 
fu n g  d ie  A n ste llu n g sp rü fu n g  nach  A bschnitt II I  
b e s ta n d e n  h a b e n  (§ 39 A bs. 4 LbV).

D as N äh ere  ü b e r  d ie  V o rp rü fu n g  nach  B uchstaben  a 
re g e lt d as S ta a tsm in is te r iu m  des Innern . F ü r  die 
E in fü h ru n g sz e it n ach  B u ch stab en  b g ilt § 7 s in n 
g em äß .“

2. § 6 A bsa tz  2 e rh ä l t  fo lgende  F assu n g :
„(2) Z e iten  e in e r  p rak tisch e n  A usbildung  oder 

T ä tig k e it, d ie  V o rau sse tzu n g  zu r Z ulassung fü r ein

S tu d iu m  d er in  § 2 Abs. 1 B uchst, a  oder § 2 A bs. 2 
bezeichneten  A rt sind, sow ie Z eiten  e in e r b e ru f
lichen T ä tig k e it können  au f  A n trag  b is zu e in em  
J a h r  au f  den  V orb e re itu n g sd ien st an g erech n e t 
w erd en , w enn  sie in h a ltlich  fü r  d ie  A usb ildung  fö r 
derlich  sind. Ü ber den  A n trag  en tsche ide t die E r 
nenn u n g sb eh ö rd e  im  B enehm en  m it d e r O bersten  
A usb ildungsbehö rde .“

3. In  § 7 Abs. 3 w ird  nach  „ II I  E inw eisung  bei d en  
staa tlich en  M itte lste llen , regelm äß ig  4 M onate“ e in 
gefügt: „m indestens 2 M onate .“

§2
D iese V ero rdnung  t r i t t  m it W irkung  vom  1. S ep 

tem b er 1974 in K raft.
M ünchen, den  16. S ep tem ber 1974

Bayerisches Staatsm inisterium  des Innern
I. V. K  i e s 1, S ta a tsse k re tä r

Bayerisches Staatsm inisterium  für 
Unterricht und Kultus

P rof. H ans M a i e r ,  S taa tsm in is te r

Bayerisches Staatsm inisterium  der Finanzen
I. V. D r. H i l l e r m e i e r ,  S ta a ts se k re tä r

Bayerisches Staatsm inisterium  für 
W irtschaft und Verkehr

J  a u  m  a n n , S taa tsm in is te r

Bayerisches Staatsm inisterium  für 
Arbeit und Sozialordnung
D r. P  i r  k  1, S taa tsm in is te r

Verordnung
über das Verhalten beim öffentlichen Baden 

(Badeverordnung)
Vom 18. Septem ber 1974

A uf G ru n d  des A rt. 31 Abs. 2 des L an d ess tra f-  u n d  
V erordnungsgesetzes in  d e r  F assung  vom  19. N ovem 
b e r  1970 (GVB1 S. 601), zu le tz t g eän d e rt du rch  das 
G esetz vom  24. Ju li 1974 (GVB1 S. 354), e r lä ß t d as 
B ayerische S taa tsm in is te r iu m  des In n e rn  fo lgende 
V ero rdnung :

§ 1
(1) W er öffen tlich  badet, m uß  B adek le idung  trag en . 

D as g ilt fü r  das W asser-, L u ft-  u n d  Sonnenbaden .
(2) ö ffe n tlic h  badet, w e r sich dabei an  einem  P la tz  

befindet, zu dem  allgem ein  Z u tr i tt  gegeben is t oder 
e rlan g t w erd en  k an n  oder d e r ohne besondere  V or
k eh ru n g en  eingesehen w erd en  kann.

§2
(1) § 1 g ilt n icht

1. fü r  K in d e r b is zum  v o llende ten  6. L ebensjah r,
2. fü r  S aunabäder, die n ich t ohne besondere  V o rk eh 

ru n g en  eingesehen  w erd en  können ,
3. fü r  P lä tze , an  denen  d e r  B adende nach den gege

ben en  U m ständen  d am it rechnen  kann , daß  ih n  
U nbete ilig te  n ich t sehen.
(2) D ie G em einden k önnen  von § 1 Abs. 1 du rch  V e r

o rdnung  fü r  bestim m te P lä tze  A usnahm en  zulassen , 
sow eit
1. an  den  Z ugängen zu dem  P la tz  deu tlich  au f d ie  B e

fre iu n g  von § 1 Abs. 1 h ingew iesen  w ird ,
2. d e r P la tz  n ich t ohne besondere  V orkeh rungen  e in 

gesehen  w erden  kann,
3. d e r  E igen tüm er des P la tzes oder d e r sonst B erech 

tig te  zustim m t,
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4. ausreichende andere öffentliche Badeplätze der A ll
gem einheit zur V erfügung stehen und

5. Belange des Gemeinwohls, insbesondere des N atur
schutzes, der Landschaftspflege und der P lanung 
von Erholungsgebieten, nicht entgegenstehen.

§ 3
Nach A rt. 31 Abs. 4 Nr. 2 des Landesstraf- und 

Verordnungsgesetzes kann m it Geldbuße belegt w er
den, w er vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 
Abs. 1 ohne Badekleidung badet.

§ 4
(1) Diese V erordnung t r i t t  am  1. O ktober 1974 in 

K raft. Sie gilt bis zum  30. S eptem ber 1993.
(2) Mit dem In k ra fttre te n  d ieser V erordnung tr i t t  

die Landesverordnung üb er das V erhalten  beim  öf
fentlichen Baden vom  11. A pril 1957 (GVB1 S. 95) 
außer K raft.
München, den 18. S eptem ber 1974

Bayerisches Staatsministerium des Innern 
Dr. M e r k ,  S taa tsm in iste r
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